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PRÄSIDENT (um 16 Uhr 17 Min.): Ich
eröffne dile Sitzung. Das Protokoll der letzten
Sitzung istg<eS'chäHsorrdnunrgsmäßig aufge
legen; es ist unheanständet geblieben, demnach
als genehmigt zu betrachten.

Von der heutigen ISHzung halben sioh ent
schU'ld~,gt die Herren Abgeo'rdneten E rt I 'i n
ger, End'l und S'cihweinhammer.

Wir gelangen zur Beratung der Tagesord
nung. Ich ersuche den ,HlBfrn A,bg. Ma r c h
s t ein er, die VerhanrdlIung zur Zahl 19 ein
zuleiten.

rBerichterstatter Abg. MAIRCHSTiEINER:
Ich habe namens dres fj.nanzausschusses über

die Vorlage der nö. Landesregierung, betref
fend dias rBuQgltJtprovisorium für die Zeit vom
1. Jänner bis einschließlich 30. April 1950, zu
berichten (liest):

Hoher Landt,ag! Die nö. ILandiesre;g1erung
ist ni'C'ht in der ILage, dem Hohen Landitag den
Voranschtlag für das J a!hr 1950 bis Ende De
zlember 1949 zur Beratung und Beschluß
fassung vorzulegen. Hierlfür sind! fol,gende
Gründe maßgebend:

,oie Anglleichung des iSchillin:gs an die Aus
landwährunlgen 'Und die in Aussichtt genom
menen Steuersenkun:gen, deren Auswirkungen
heute noch nichtahgesehen Wlerden können,
halben <He Bundesregierung veranIaß,t, ein
Budgetpf'Orvisorium für den rBundeshaushalt bis
30. April 1950 zu beantlragen. Dieselben Argu
mente treffen auch für das :Land Niederöstler
reich zu.

Hierzu kommt, daß das finanzausglekhs
gesetz 1948, das auch mit ,geringfügigen Än
derungen im Jahr,e 1949 Geltung gehabt halt,
nunmehr neu ,gefaßt wrepden SÜll!. IDer Entwurf
sieht nun vor, daß die Ländler die Besoldung
der Pfliobtschullehrer übemehmen soUen, ohne
jedoch vom Bund ;jr,gendwelche Gegenleistung
zu erhalten. Lediglich ein Hüc~grjffsrecht auf
die Einnahmen der Gemeinden ist 'vorgesehen,
welches jedoch nur einen Bruchteil dies Auf
wandes decken könnte. Die lAusgaben für die
P,flichltschu'Hehrer würden die heutiigen Er
tragsanteile zur Hälfte verbrauchen, was be
deuten würde, daß dler glesamte bi'shedge
Zweckaufwand durch dias Landi nicbt mehr
ge1eistlet werden k'önnte. rDie diesbezüglichen
Verhandlungen haben ,am 24. November 1949
begonnen und wleflden fontgesetzt

Die Ert:ragsanteile aus den gemeinschaft
lichen Bun'desabgaben Ul1ld! die Landesumlage,
die einen Tei'l der iEntragsantreile der Gemeinden
darsteNt, betlragen 80% der gesamten Ein
nahmen des Voranschlages für dias Jahr 1949.
Hieraus rergiibt sich, daß 'ein errnst zu nehmender
Voranschlag erst erstellt werden kann, wenn
die Höhe der 'Ertragsalliteilre, mit deren Ein
gang mit zi'emlioher SichenhreH gerechnet
werden kanu und die die tragenden Einnahmen
dieses Voransohlages darstlellen, fes,tsteM.
Diese Ziffern dürften jedoch durch dias Bundes
ministeri'um für Finanzen vOlr februar 1950
nicht bekanntgegeben werden können.



30 Landbg von Ni'ederösterrei'ch. I. Se66li,on der V. W,:uhlpeniodie. 4. Si1tizung am 14. De~embeT 1949.

l
dieses BU.digetprovisoriums des Bundes fehlen
die völligen Klairheiten für das Bu~get des
Landles für das Jaihr 1950. me Landesr:egie
rung und das Fi'nanzref'eriat sind dahm nicht
in der Lage, 'ein vollkommen gutful1'diertes
Budget für dias Jahr 1950 vorzulegen.

Es sind für di,eses Budget zumindest zwei
Fragen zu beacht'en. 1. Wie werden ,die Ein
nahmen dies LanJCIles sein? 2. Wie werden skh
die Ausgaben gestalten?

Für die IEinnahilrren dies Landes si,nd ja die
geteilten Bundessteuern 'von ungeheurer Wich
tigweit SIe wissen nun, daß im Notionalmt die
Ermäßi,gung der Weinsteuer beschlossen wurde.
Dadurch werden wir einen lEinnahmenausfall
in unserem Budget zu verzeichnen haben. Es
soU hier nichtÜlber diese !Steueran sieh :ge
sp.rochen werden, sie ist siohJer,lkih für Nieder
österreich nicht besonders zu begrüßen. Im
Landeshaushalt hedeutetalber iawe E1lmäßi
gUng genau so einen Einnahmenl1ückgang wie
beim Bund, weil sie eine geteilte Abgahe ist.

Einen empfindlicher!en Ausfall aber bedeutet
die Ermäßigung der LO'hn- und Einkommen
steuer. Die 20 %ige Ermäßigung., über ,deren
Zweckmäßi,gkeit hier ,in diesem Hahmen nicht
gesprochen werden soll, bdng't für da,s Land
Niederösterreioh einen großen Einoohmenaus
fall mit sich. WIelohe weiteren Einnahmenaus
fäne wir nochZ'U lerwarten ihaben, Wiinl! von
der kommenden Gesetzgebung abhängen, und
zwar von dem Gesetz, das die Abgabentei,1ung
festlegt.

Aber nicht nur der EinnahmenausfaH ist von
besondemr Bedeutung, sondem auch und zwar
vielleicht noch vielmehr der Aus,gabenansti,eg.
Von diesem IAusgabenal1lstieg möchte ich einige
Punkte hervorheben. Eine Ausgaben:erihöhun:g
wir,dJ sich dur;oh die auf GmndJ der Gesetz
gebung zu erfolgende gl:eic'harNge Behandlung
-der IBunctles- und Landesangestellten er,geben.
Eine solche Ausgabenerhöhung im Landes
haushalt hat sich ,schon jm ·Lauf,e des De
z'ember durch die Oewälhmng der Über
brückurugshilfe an alle Landesal1lgeste1'llten be
merkbar 1gemaoht. S:i'e war j'edenfaHs für das
Land eine unv01f1her!g,esehene Ausgabe, mit der
nicht gerechnet wurde.

>Es werden aber auch jel1Je Au~aben im
Landeshaushalt empfindlich zu ,spüren sein,die
in dier kommenden Zei1: auf Grund g.esetzhoher
Bes1:immungen .gemacht werden müssen. Im
besondleren Maße wiifd hJi'er das Gesetz über
die EmährungsheiihiUen das Land berühren.
EIS ist das Bestnfuen d~r Bundesfinanzver
waHung, dji,e Emä'hirungsbeihHfen nicht mehr
aus Bundesmi,tteln zu bezahlen, sondern von
den DienSitgebern bestreiten zu lassen. Es wird
daher in Z~unft dlas Land als DienSitgeber

Des wlei,teren wurde die Form des Voran
schlages auf Grund dies Erlasses des Bundes
ministeriuilUs für Finanzen vom 9. Juli 1949,
Zl. 51.400-20;1949, betreffend die Richt
Hnien für, die Varanschläge der Länder,
Oemeindevoerbände und Gemeinden, g.egen:über
dem Voranschlag 1949 wei,tg.ehend ,geändert.
Der Voranschlag wird ,hierdurch i,n seinem
Umfang eirue Vergrößerung erfahren. Di'es hat
aber wi,edler eine Verlängerung des Druck
llegungszeihaumes zur Folge. Mit der Vorlage
des Voranschlag.es ist daher nicht vor Ende
März 1950 zu rechnen. Um nun W1eiter dem
Hohen Landtag dlie Möglichkeilt zu gebel1i, den
Voranschlag einer gründlichen Beratung zu
unterziehen wird von der 'nö. Landesregierung
ein BudgetpfOIvisorioum ibis 30. ApriI 1950 in
Voranschlag g.ebracht.

Der Antrag des Finanzausschusses ist gleich
lautend mit dem Antrag der Larudesregi,erung.
Er lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle heschließen:
,,1. Die nö. Landesregiierung wird ermäch

hgt, in dler Zeit vom 1. Jänner bis ,einschließ
lich 30. April 1950 unter IBeohachtung dler
größtmöglichen Sparsamkeit und unter steter
Bedachtnahme auf das Oesamtintet1esse des
Landes diejenijgen Za1h!'un!gen amzuweisen und
zu leisten, welche zur Erfüllung gesetzlic'her
und vedragsmäßiger, nichit aufschiebbarer
Verbindlichkeiten erforderlich sind, insbeson
dere auch alle jene VOl1kehrungen zu treffen
und die damit verbundenen Auslagen zu leisten,
die zur regelrechten Verwaltung unbedingt
no'twendig sind.

2. AIs oberste Greme dler Ausgaben zu
Lasten der einzelnen Voranschlagsansätze gilt
im aHgemeinen pro Monat ein ZwöHtel von
85 % der Ansätze des ordenUiche11l Voran
schlages 1949 unter Berücksichtigung der vom
Landtag bewilligten Überschreitungen. Aus
genommen hi!ervon ist das 'Personalerfordernis
sowie gesetzliche und verfiragliohe Verpflich
tungen, die während des Zeitraumes des
Budgdprovoiso:riums für eine über das Budget
provisorium hinausreichende Zeit zu lleisten
sind.

3. Sobald die Beschlüsse über den Voran
schlag dies Lal1ldies für das Jahr 1950 gefaßt
sind hCl!ben diese letzteren Beschlüsse allein
Gülotigweit und treten die mit diesem Beschluß
erteHten Ermächtigungen außer Kraft"

Ich bitte das IHohe Haus um Annahme dieses
Anfirages.

<PRÄSIDENT: Zum iWorte gemeldet ,ist der
Finamreflerent, Herr Landesrat Müll n e r.

Landesrat Abg. MüLLNER: Hohes Haus!
Der Bund hat vor Wochen ein Budgetprovi
sodum bis 30. April 1950 besehlolssen. Infolge
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der Landesanglestellten diese Emährungsbei
hiUen zu übernehmen haben.

Weiter wi,rd über die Pensionsangleichung
milt den Vm1tndern der öffentlich Anges,tenten
des Bundes, der Länder und der Gemeinden
ver:handelt. niese PensiOlll'sangle1i'Ühung, bei dler
man schon ein Kompromiß glesucht und teil
wfeise auch gefunden hat, das aber noch der
gesetzhchen S,a,nktionierung bedarf, legt fest,
daß die Pensioni,sten bis 65 Jahre mit 85 %
und ,die über 65 Jahne mit 90 % angeglichen
werden sollen. Das hedeutet natürlich: auch
eine Ausgabelwel'mehrung für ,das Land.

Über das 'Problem dies Nachziehverfaihrens
möchte ich nicht sprechen, es wird für das
Land von entscheidender Bedeutullig sei'n.

Ich glaube in diesem Zusammenhang darauf
hinweisen zu müssen, ,daß aHle diese Finanz
gese:tze und Maßnahmen für die Regelung ,der
Bezüge der öffentlich Angest'ellteIJI nicht nur
den Bund, sondern auch das Land helasten. ,Es
soll und muß aber ohjeküv festgestellit' werden,
daß im Rahmen der BundesfinanzverwaHung
natüf'!ich noch vielgröß,ere Probleme auf
tauchen. So ist es insbesondere die Angleichung
des Schillingkurses an dieausländ'ischen Wäh
rungen, deren AuS'wi'rkung die FinalMV'erwal
tung bedeutiend b'eeinfl ußt. Im provisOifischen
Bundesbudrget für das Jahr 1950 finden wir
aber auch eine Post VOIr, die für die Kosten
Vorsorge </reffen soll, die dU'rch den Staatsver
trag entstlehen können. Daß diese Post das
BundesfinanzIbudget sehr stark heeinflußt, ist
selbstverständlioh. Ich möchte daher die Auf
forderung zu einer verantwortungsbewußten
und opferbereiten Zusammenarbeit, die der
Herr Bundes'finanzminister an alle verall'twort
lichen Elemente gerichtet hat, unterstireichen
und anenkennen. Gleichzeitig möchte :ich aber
hier sagen, daß die Kräflte des Landes he
schränkt sind. Das B,egehren oder der Wunsch
der Bundesfinanzverwaltung, die Kosten ,der
Lehrlerbesold'ung der Pflichtschulen auf das
Land zu überwälzen, ist für das 'Land Nieder
österreich uI1ltmglbar, weil diese KOlsten die
Hälfte sämHicher Ertragsanteile des Landes
verschlingen würden und dahe'r das Landes
budget fast um die Hälfte nied:ri:g;er werden
würde. Es ist aber auch eine Überwälzung
dieSleI' Kosten vom Land auf die Gemeinden
unmöglich, wei'l diese Kosten nicht nur die Er
tragsanteile der Gemeinden, sondlern darüber
hinaus noch einen Teil ihrer Einnahmen aus
der Grund- und GeweI1besteuer verschlingen
würden. Es ist daher nm zu herechtigt, daß
das Land Niedlerösterreich durch 'sci'ne Ver
treter im Bundesfinanzmirristeriu:m eTikläf'te, es
kann diese Kosten nicht übernehmen. Ich
möchte hier öffentlich erklären, daß dias Land
bereit ist, in konstruktiver Zusammenarbeit

brauchhaille und garrgba]1e Wege zu suchen, die
sowohl den Bund allS auch das Land in die
Lage 'verootzen, bei ,größtmöglicher Sparsam
keit und zweckmäß,i,ger Verwalltung den BledJürf
nissen des 'Landtes gerecht zu werden und Jüer
bei ,auch die Notlage des Bundes zu berück
sichügen. DnteT dieser VO'1'aussetzUD!g haben
die VIertreter des Landes gemeinsam mit den
anderen Ländemventretern und den Oemeinde
und Städtever</retern im Bundesministerium
verhandeilt und einen Ausgleich in dier Form
gefunden, wie er im letzten Ministerralt am
Dienstag, also g'estern, beschlossen wo,nden ,ist
und als R,e,gierungsvÜ'rlag;e morgen !schon im
Nationalrat eingehracht werden soll. Ich
glaube daher berechügt zu sein, Ihnen schon
jetzt cu sag,en, daß der iFinanzausgIeich für
das Jahr 1950 den Ländern und Gemeinden
eine zusMzliche IBelastung vo'n 200 MiUionen
SchiUing bringen wilrd. Es wird da,her der
Bund im Jahre 1950 einen Betrag von
150 Millionen Schillin!gals VellpflicMung der
Länder und Gemeinden aus dem Jahlle 1949
plus ,einem Betrag von 200 Millionen SchiHin,g
als Pflicht1zahlung der Länder U1nd Gemeinden
für 1950 iI1scinlem Budget aufnehmen können,
so daß wi'r im Budget des Bundes für J950
einen Betrag von 350 ,Milliouen Schilling als
Leistung der Länder und Gemeinden erkennen
weTden können. Es ist uun die ,fraig,e, ob die
Ländler diese ßel3ls{uITlg tragen können. Ich
möcMe hier sag,en, es ist eine groBie Kraft
anst'rell,gung erfo,rderlich, damit diese Lasten
durch die öffentlichen Gebietskörperschaften
erbracht wel1den können. Im Hahmen der
Landeshaushalte wurde nach reiflichleI' über
legung und unt,er Ansehung aller Schwierig
keilten dier Weg ,gefunden, daß die neue Be
lastung von 200 Millionen Schilling in der
Weise geteilt wird, d~ß ein Drmel die Ländtr
und die Stadt Wien tragen und von den ver
hleibenden zwei Drittel die Länder 25% über
nehmen. Es haben also insgesamt alle Länder
außer Wien einen Behag von 33 Y:l Millionen
Schilling zu el1hringen, wobei das 'Land Niedier
österreich ungefähr ein Viertel von diesem Be
trag zu leisten haben wird. Diese Art der
Lösul1ig ist nach reiHicher Überlegung und in
Ansehung des Emst'es der Lage als tr.agbar
zu hezeichnen. Wir werden uns also in Zukunft
damit zu ·befassen haben, diese Last in das
Land:esbudget 1950 einzubauen. Est is,t aber -
und das 'soU hier unt'C'TS'trichen werden - jeden
falls auch damit zu rechnen, daß bei 011dnung
der öffentlichen finanz.en und deröffwtlichen
fiI1!auzlgebarung auch eine Steigerung in der
Produktion zu,el1wal'ter; ist und dami,t ein An
ziehen der Steuer'eingän,ge. Wenn wir daher
das Anzi'ehen ,qle'r Steuern oder zumi'ndest ihr
Anhalten auf drem jetziigen Stand in die Er-
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tragsanteiledes Landes einkalkuli:ercll, so
glaube ioh, daß wi'r mit eini,gem Opümismus
der Zukunft entgiegensehen können.

Ich glaU!be, daß wLr in der Lage sei'n
werden, im Laufe des Jänner oder Februar
nächSiten Jahres in dii,e Budigetverhandlungen
eingehen zu~önnen.Eines ist aber sicher: Der
Ernst der La;ge e:rfÜ'rdert 'von allen Oebiets
körperschaHen ,ei'l1ie sparsame Gebarung, eine
zweckmäßige Verwaltung und die Anspannung
aller ihrer Kräfte, um den großen Auf'gaben,
die uns di'e Zeitstel1t und ohne unSier Zutun
vi,elleicM in 'vermehrtem Maße ,stellt, gerecht zu
werden. In diesem Sinne glaube ich das Hohe
Haus ersuchen zu dürfen, dem Budig1Ctprovi
sO'fium fÜr dias Jahr 1950 die Zustimmung
geben zu wollen. (Beifall rechts.)

PIRASIDENT: Ich leröffne die DebaUe; zum
Worte gemeldet i'st Her'r Landesrat Ge TI! ne r.

Landiesrat A'bg. OENNER: ,Hohler Landtag!
Das Budgdpwvisorium, das dem Landitag "'\'or
hegt, ist zweifellos, das geht auch aus dien Aus
flÜhrungen dies Herrn finanzreferenten hervÜ'f,
eine sehr em,s'te, politische und wirtschaftliche
Angdegenheili. Das BudgetpflO'visorium be
deutet zunächst praktisch, daß vier Monate
lang, also mehr als ein Vü:deljahr - eine sehr
lange Zeit - nur Ausgaben gemacM werden
dürfen, die nicht dievone Höhe, sondem nur
85 % des ordentlichen Budgets vom vori,gen
Jahre erreichen. Daher bedieutet das Budget
provi:sorium p'raktisch und tatsächlich, daß es
in dieser Z,eit einerseits kein außemrdentHches
Budgid gibt un,dJ ,daß es aber anderseits auch
keine Ausgaben für den Wi,ederaufbau, der das
brennendste P'roblem in Niederöslterreich dar
steHt, ,geben wird. Mit 'einem Male soU nun dicn
Wieder.aufbauarbeiten, die endlich langsam in
Angriff genommen wurden, der Garaus ge
macht werden. Im Ifinanzausschuß hat der
He~r Finanz'referent ,gemeint, daß sich aus dem
Zwöatel, wie ,es im Antra,g Iheißt, gewisse Er
sparungen epgeben wea-den, so daß es nicht
notwendi:g sein wird, die Wiederaufbauarbeitcn

. ei'nzustellen. Ich glaube an diese Zus.icherung
nicht. Das Budigetprovisolrium bedeutet tat
sächlich, daß die Wi,ederaufbauarbeHen i'n
Ni:edleröster["lC'ich eing;estellt wepdien. Das ist
aber für einle so 'lange Zeit unmöglich. Selbst
wenn man sagt, daß in dw Wintermonaten
keine Auß'enarbeHen durchgeführt werden
können - es könnte sein, daß der Herlr
LandeshauptmannsteUVlertneter Kargl dnen
solchen Einwurf macht ~, so ist e'Ssicher,
daß 'I'l1nenarbei,ten und andme A'rbei,ten ge
macht werden können und daß in den Frü'h
jahrsmonaten die Wiederaufbauar'beiten wieder
beginnen soUen. Das ist. also, wie ich glaube,
eine der ernstesten Seilten d~ Budgetprovi-

soriums übNhaupt und ich glaube, diaß dies
von keinem Abg,eord'neten dies Hohen Land
tages hest'ritten weH]:en kann.

Der Wiedcraufibau ist überhaupt eine sehr
ernste Sache. In diesem Hause sind darüber
schonschr viel schöne Wortle gesprochen wor
den, auch von den Ab,ge'O'Tdneten der beiden
anderen Parteien. Theoretisch sind si'e aUe da
für, daß es Sache des B'undessei, idi'e Kosten
für den Wilederaufbau :in Niederösterreich zu
tragen. Wir wissen auch aBe, daß die anderci1
Bundesländer, 'Vor aUem die westliohen Länder,
in den ersten J ahlPen nach Beendigung des
Krkges ihre Hand auf die finamziellen Mittel
des Bundes, die eingegangen sind, glekg,t 'und
damit ihren Wiederaufbau bestritten haben, d'er
weni,ger Mit,tel erfo:rdef'teals der Wiederauf
bau Niooerösterreichs. Hing~gen hat der Bund
auf seine Einnahmen in NiederöSlter,n~ich sofort
seine Hand igelegtund überhaupt nichts für
den Wieder,aufbau in u,nserem Lande bdgetra
gen. Die Au~gahen fü,r den Wi,ederaufbau
halben zu 'einer schweren Verschuldung des
Landes geführt. Wenn die kurzfristigen Schu'1
den in lan:gfristii,ge Anleihen umg'ewandelt wer
den sollen, was desw~gen notwendi,g ,ist, weil
sonst eine schwere B'elas,tung des Landes ein
triltt, welche Hilfe haben wir da? Überhaupt
keine. Mit schönen Wmten wird es auf di'c
Dauer nicht gehen.

Hinter der Bcnachteihgung Niederöster
l,eichs st,ehen politische Gründe. Sie geschieht,
wie ein Ab'gleordneter der RegiNungspartei vor
den Wahkn - etwas einfäItlig, wie er ,schon
ist -aus der ,Schule :geplaudier,t :hat, deswegen,
weil Ni,ederöSlterreich dile russische Zone ist.
DieSle Benachteiligulljgi:st auch darauf zUl'üc:k
zuführen, weil 'diieandieren Parteien, die in
diesem Hause und in ,der Landesregierung
sHzen,niemals emsthaft gle,gen di,e Benach
teiligung Nieder'Österrleichs gekämpft haben.
Sie haben es Itheoretisch gemacht,aber niemals
haben s,ie 'einen wirklichen Kampf darum ge
führt. Und dleswtjgen 'hat der Bund das ge
macht und deswegen kOlllnte 'er sich d'aser
lauben. Ich werde mir .gestatten, cntsprechende
Anträge am Schluß zu stellen.

Das ist die eine Seite des Budgletproviso
riums" es ist aber 'eine sehr schwerwiegende
Seite.

Dei" finanzminister ist aber nicht nur nicht
g,eneigt, dem Landie Ni,ederö.sterreich, das die
größten Kriegsschäden aufzuweisen hat, zu
helfen, er list im Ge;genteil immer sehr genei,gt,
ihm etwas wegzunehmen. Der Herlr fÜlanz
referent hat schon sehr ernste Wortle ge
sprochen. Er hat gesagt, daß es großer Kraf't
anstrengungen aller Gebi,etskörperschaften be
dürfen wird, damit sie die neuen Opfer, die
ihnen auferlegt werden sollen, werden tragen
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können, und daß VOll' allem eine sehr große
Sparsamkeit wkd Plaifz greifen müssen. Wir
haben gehört, ,daß dier Finanzminister groß
mütig auf die 110 Millionen Schilling, die dem
Lande Niederösteueich aus der beabsichtigten
Übernahme de'r Besoldung der Lehrer ',er
wachsen waren, verzichtet'e, daß aber ,den
Ländern und Gemeinden 'ein neues Notopfer
auferlegt weI,den soll, ein Notopfer, das selbst
verständlich wieder auf die arbeitende Bevöl
kerung überwälzt wird, wodurch ihre Lebens
haltung 'neuerdings a'uf das schwerste beein
trächtigt werden wi'rd. Wenn man von Spar
maßnahmen spricht, weiß man ,immer, was da
mit gemei'nt ist: Sparmaßnahmen - wir wer
den heute wahrscheinlich noch darüber reden
-auf Kosten der Schule, wie der Finanz
minist'er schon angekündigt hat, und Sparmaß
nahmen immer auf Kosten dier werktäNgen
BevÖ'lkerung.

Die ganze Wirtschafts- und finanzpolitik,
die in Öst'erreich von der Regierung ,getrieben
wird, die zu den MarshalI-Hegierungen gehört
und die sich selbst dazu zählt, also .nichts
anderes zu tun hat, als die AuHräge der
Amerikaner zu 'erfüllen (Abf(. Hilf(arth: rür
Wl'll sprechl'll Sie?), hat eine große Verschlech
terung der wi,rtschaftlichen Lage ,der arbeiten
den B'evölkerung zur fo'1ge gehabt. Das geht
schon aus dier Tatsache der schweren Kämpfe
hervo'r,die die Arbeiterschaft immer wieder
gegen die A'nschlägeauf ri'hne Lebenshaltung
und jetzt um die Gewährung der übe'r
brückungshilfe zu führen hat. Schon di'eses
Wort sagt, wie sehrr sich die Lage der A'rbeiter
schaf,t verschlechtert hat Auch die Lage der
kleinen ißauem hat sich in Ietzter Zeit immer
mehr verschhmmert. Es ist sehrr hübsch, daß
man den kleinen Bauern z. B. anp,reist, daß die
Einkommmst'euer ermäßigt wi'rd, aher die
vielen kleinen Bauern und Keuschler zahIen
sehr wenig Einlkommensteuer, die Ermäß,igung
fällt daher bei ihnen nicht ins Gewicht. Bei
ihnen fallen vor allem die Grundsteuer und
ähnliche Steuern sehr in die Waagschale.
Meiner Ansicht nach ist die Existenz zehn
taus,ender kleiner Bauernbetriebe auf das
schwerste gefä'hrdet. Sie haben 'vor aHem zu
wenig Boden, um mit irhren Familien leben zu
können. Die HodemefoDm wirrd auch in Öster
reich kommen, sie wird kommen müssen. Oder
wollen Sie vieHeicht warten, bis die österreichi
schen Bauern und Landarbeiter das Beispiel
c;eri,talienischen Bauerrn und Landarheiter
nachahmen werden? (Zahlreiche Zwischmruje
bei der ÖVP. - Ab,~. Stangler: Wahrscheinlich
unter Ihrer riihrun~!) Gewiß, das wird schon
noch kommen. (Heiterkeit. --- Rute rechts: Das
ist ein Irrtum!) Meinetwegen könnt Ihr dann
sa'gen und schreien, was Ihr wollt, die Haupt-

sache ist, daß der GrüBg,runidbesitz auf die
kleinen Bauern und Landarbeiter auch in
Öst,erreich aufgeteilt wird und ,er wind auf
geteilt werden, diessen könnt Ihr gewiß sein.
(Abg. Mitterlzauser: Und Sie fangen zu
arbeiten an. - Ruf rechts: Das ist eine bessere
Beschäftigung für Sie!) Die Zw,isohenrufe
werden immer blödler, seH ~gewisse neue Ab
geordnete bei der Volkspartei sind.

Der Hel1r Finanz,peferrent hat ein großes
Wort ausgesprochen. Er hat :gesagt, daß wir
alle Anstrengungen machen müssen, um die
großen Aufgaben zu erfüllen, die vor uns
stehen. Er hata'ber nicht ,gesagt, welche Auf
gaben das sind:. Err' hat ,etwas dUl1Ikel ange
deutet, daß es die ,g,roßen Au~g;aben sind, ,dlie
uns sozusagen die Z,ei,t aufedegt. Es hat :ge
rade noch :gefehlt, daß ,er g,esagt hat: di,e
grüß'e Zeit. Nun, 'was ist Wirklichkeit? Wenn
man bei den Schulen spa'r't, dann können
Kasernengehaut und eine Wehrmacht auf
gestellt werden. Wenn man durch hohe Preise
und niedrige Löhne dieait1beitenden Menschen
zur Einschränkung der V'erbrauchsgiÜter
zwingt, dann können um so mehr kriegswich
tige Produk,te erzeugt werden.

Die VeI1elendung deJ"'arbeitenden Massen
auch in Österreich ist 'eine Folge diaV'on, daß
die Marshall-'Regiemngen und auch die äster
reichische Bundesre'giemng die Befehle der
Amerikaner auszuführen haben, die den Kr'iegs
plänen deramerikanisohen Imperial:isten ent
sprechen. Es ist kein Zweifel, jeder ;sieh,t es
und jeder spürt es, daß die Krilegsgefah'r
wächst, 'von Monat :zu Mon,a1, von Woche zu
Woche. Jeder sieht, daß die Krriegshetze natür
lich mit di'eser sturen und krank1haHen Russen
hetze in Veflbindung steht und daß auch in
Östenfleich Kriegshetze betdebeil wird. Es ge
nügt, nur einen HEok in die Zeitungen der
RegierungspaTt'eien zu machen. na r,egnet es
übersohriften und Titel wie: "Amerika um
4 Uhr früh bereit!" "WaffenHefemngten nach
Weste'uropa", "Westen auf alles vüflber,eitet",
"Verteidi:gu'lllg ,des atlantischen Raumes",
"Wes'~berlin Bestandteil dies amerikanischen
Veroteidigungsgebi'etes" usw. leh nehme an, daß
Sie, meine Herren, nicht nur die "Volksstimme",
sondern auch die Zeitunlgen Ihrer Partei sehr
genau lesen (ironische Heiterkeit. -- Ruf bpi
der Volkspartei: Sie überschätzen sich selbst)
und 'So seIhst genügend über die Kr'iegshetze,
die in Ihren Zeitung;en betrieben wird, infor
miert sind. Sie wissen selber auch sehr genau,
was ein Krieg ]ÜT Österreich bedeut,en würde,
das hmucht man nicht auszumalen. (Ruf bei
der Volkspartei: Das wissen wir alle.) Wenn
Ihr es wißt. ,dann wißt I'hr auch. um wieviel ver
br'echerischer die K,riegshetze ist. die in äster
neic;hgehi'eben wird. (Abg. Emecker: Von
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wem?) Von euch! Denn von 'euch, in euren
Zeitungen wird sie tä,glich betrieben. Täglich
wird die Kriegshetze gesteigert und Ihr werdet
der Verantwortung dafür nicht entgehen!
(Zwischenruf rechts: Wer baut die Stachel
drahtverhaue?) S,elbstv'erständEch im Zusam
menhang damit steht, dias ist immer so ge
wes,en, eine V1erschärfU11'g des realktionären
Kurses der Volksparteiführung in Nied~röster

reich, bei dem die sozialistische Parteiführung
im Aufttage der Ameö}{;aner die Mauer macht.
Ich glaube nicht, daß 'es möglich sein wird,
daß die Landes,regie:rung in Niederösterreich
eine Fili.ale dier Agentur der Amerikaner am
BaUhausplatz errichtet. Wir haben es in der
letzten Zeit erlebt, wie rasch manche Herren
bereit sind und wie leicht es ihnen nach alten
Traditionen fällt, wieder 'einmal ein faschisti
sches Experiment zu machen. Man kann nicht
sag,en, daß der Hohe Landtag ~ das kann
auch nicht vom alten Landtag ,g'esagt werden
~ sich bis jetzt Ibesonders strapaziert hätte.
Ja, auch die Landesr~gieJ:1U:ng ist noch nicht
lang.e im Amte, dlenn es wurde vide Wüchen
lang 'um di'e V'edeilung ,der Referat,e Igefei,lscht.
Schließlich ist doch eine ,Einigung zustande
gekommen, die zweifellos auch schon früher
möglich gewesen wäre, wenn nicht gewisse
poUtische Intfi.gen und andel1es dabei 'eine
Rolle gespielt hätten. (Zwischenruf rechts:
Sehr richtig!) Diese Gelegenheit wurde dazu
benützt, um eine kJ,eine Diktatur aufzurichten,
und zwar zunächst mit einem ,f,r,laß, wonach
der Landesamtsdi'rektÜlf zur Unterschl1eihung
der "wichtigeren Erledigungen" der Landes
regierung ~ wie es ,in dem Erlaß so schön
hieß ~ ermächügt worden ist. Das Zentral
organ der 'Sozialistischen Partei hat mit Trara
ZiUm Angriff g,eblasen, diesmal aber nicht
gegen die Russen, sondern g,cgen ,den bösen
Landeshaup,tmann und die Vülkspartei in der
Landesregi>erung. Ehe aber noch die Reihen
der Kämpf<er formiert waren, ist der Angriff
in aller Stille wi,ederapgeblasen worden und
der Henr Landeshauptmann hat selbst die
A,genden der gesamten LandesregicPU'l1ig über
nommen (Zwischenruf rechts: Und wieder war
kein Krieg!) und so einige Zeit hindmch den
Kaiser von Niederösterreich ~spielt. Die
Straße zu seinem kaiserlichen Wohnsitz ist
bekanntlich schon früher auf das schönste
gebaut wonLen. IEs list ,aber klar, daß der Wind
von wo anders gekommen ist. Der Herr
Landeshauptmann ist -~ das beteuert er auch
immer wieder und ich will ,es ,ihm glauhen ~
kein Faschist, sondern ein Demokrat, obwohl
vi'C1leicht in seinem Busen nocht freundliche
Erinnerungen an die gl1ün-faschistische Zeit
zwischen 1934 und 1938 schlummern, wo er
auch MitgLied der Landesregierung gewesen

ist und wo er nicht ,einmal gezwungen war, mit
den Sozialisten zu verhandeln, {He damals zeit
weise eingesperrt waren, von den Kommunisten
gar nicht zu J1eden. Ich kann mir auch vor
stellen, daß etwa der Herr Lal1'desrat Müllner,
der ja nicht nur in iFinamfragen, sondiernauch
j'n manchen ander;en Ding,en außerordentlich
tüchti,g ist, dem Herrn Landesamtsdirektor
gesagt hat:' Sie, Herr Landesamtsdirektor,
schauen Sie einmal nach, welchen Arti'kel man
anwenden könnte, um den Verfassungsbruch
zu rechtfertigen. Nämlich den Bruch ,der Ver
fassung, auf die sich die Henren so ,gerne und
eindringlich bei jeder Geleg'enlheit berufen.
(Zwischenrufe rechts.) Der Ruhm des Landes
hauptmannes von Ni'ederöst:erreich hat 'einen
kldneren Volksparteiler, den Volkspalft,ei
Bürgermeister von Mistdbach, nicht ruhen
lassen; der hat sich gedacht: Was der St'ein
bück kann, kann ich auch und hat einfach den
Gemeinderat ausgeschaltet. Schon vor längerer
Zeit sind di,e Volkspa,rtei-Gemeinderäte aus
dem Gemeinderat weggelaufen und seither hat
ihn der iBürgermeister, der auch eine dwas an
rüchige fasch:istischle Verlgangenheit hat, ein
fach nicht mehr 'einherufen. Die sozialistische
und kommunistische iF raktion hat die Ein'
berufung des Gemeinderates .gefol'dert und der
Bür,germeister ist hierzu nach der Oemeinde
ol1dnung v,erpflicMet; er tut es aber 'einfach
nicht. Das Oemeindereferat wkd 'vom He'rrn
Landesrat Stika, einem Sozialist,en, verwaHet,
doch dem Bürigermeister in ,Mistel'bach ge
sc:hileht nichts, weil die Vo.Jks,partei ihl'e
schützende Hand 'über ,ihn 'hält. Nach dem
Kaiserreich in Niederösterreich :haben wir also
noch ein kleines Fürst:entu'ill in Mistelbaoh. Ich
kann euch (zu den Abgeordneten der Volks
partei gewendet) nur sagen: Gewöhnt euch
diese Methoden ab, denn sons,t werden wir ge
zwung,en sein, euch das gründlich abzuge
wöhnen.

Die reaktionäre Politik der Volkspail.'tci
kommt besonders in der Personalpolitik zum
Ausdruck. Da steht man auf dem Standpunkt:
Wiil.' sind wir, wer ein VoliksparteHer ,ist, wird
an~stellt, wer aber nicht Volksparte.iler is,t,
wird nicht angestellt. Wer also nichts wird, ist
selbst schuld daran, weil 'er eben nicht bei der
Volkspartei ist. Die .ganze Tendenz ist die:
Überall die Volksparteiler hinein, überall ,die
soziallistischen Angestellten möglichst an die
Wand drücken 'und die Kommunisten womög
lich Ü'bellhaupt ausschalten. leh möchte aber
sagen: Wenn die soz'ialistische Parteiführung
nicht gewillt oder vielleicht nicht imstande ist,
~hre Parteig,enüssen zu schützen, so werden wir
uns die Ausschaltung der Kommunisten nicht
,gefallen lass,en. Wir werden ,dagegen kämpfen
und voraussichtlich auch mit Erfolg dage:gen
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3. IDie ,Landesiregierullig windauf,gefordert,
für die Dauer des Budgetprovisoriums Mittel
hereitzusteHen, die dii,e Durchführung von
Wi1ederaufbauaI1beiten ermögliohen."

PRÄSliDENT: Zum Worte ,gemeldet ist
Herr Ahg. Ve sei y.

A!b,g. VEiSiE,LY: Hoher Landtag! Budget
p'rovisorien sind >immer Ausdruck 'Ungeklärter
Einnahmenv,erhäUnisse in ir,gendeiner <Gebiets
körpersohaft, sei es Bund, sei es Land oder
sleilen es Oemeind~n. 'Budigetprovisorien sind
zweifellos nicht gee~gnet, auf die Verwaltung
und Wlirtschaft,sei es nun des iStaates, eines
Landes 'oder 'einer Gemeinde, befrucht>end zu
wi!rken, und müssen deshalb n:aoh Möglichkeit
auf einen kl'einen Zeitraum beschränkt bleiben.
Nun legt uns der Herr Finanzrderent ein
Budgetpmvisorium für die ersten v~er Monate
des Jahre 1950 vor und gibt ftür diese außer
ordentliche Maßnahme auoh die entsprechen
den 'Begründungen. Sie erfließ'en fast aus
schIießHoh aus deTfinanz:iellen Abhänlgi,glkeit
des Landes vom Bunde, der seinerseits eben
falls :glezwunglen war, 'ein viermonatiges ,Budget
provisorium zu beschHeBen.

An,gleichung des ,sohillings an die Auslands
währungen, Umlbau des iSteuersystems, f:inanz
ausgleich zwischen Bund und Ländern und
schIieBliioh Änderul1jg der Form des Voran
schlages, was eine zjemliche Memarbeit mit
sich brin,gen wiJ.1d, sind zweifellos so tlief ein
sc:hneidende Maßna:hmen, daß si,e nicht ohne
erihebliohe Auswirkung auf die Haushaltsplan
gestaltung der \"erschiedenen Gebietsikö11per
schaften sein müßten. W:ir wonen nur hoffen,
daß >der Bund die schwebenden fragen mög
lichst bald einer Bereinigung zuführt, damit
dem Landtag - wie bereits heute sohon aus
geführt wurde - rgenügend Zeit zur Beratung
seines Vo'ranschlagJes bleibt. Wenn ;nidht alles
ttügt - der Herr finanz'referent hat diesen
Oedankenauch zum Ausdruck g~racht -,
w,ird es sich diesmal um ,die vieHeicht schwie
'rigste VO'ranrschlagserstellung dies Landes in
der zweiten Republik handeln.

Eines der PfioMeme beim Bunde süheint be
reitsgelöst zu sein. iDer Finanzausgl,eich des
Jahres 1948 bzw. 1949 bleibt lim wesentlichen
auch für das Jahr 1950 aufrecht. Wir wissen
aHefidings noch nicht genau, mit welchem Be
trag das 'Land! aus dem T,itlel Notopfer der
Länder und Oemeinden zugunst'en des Bundes
zusätzlich zum Notopfer des Jahnes 1949 be
las~t werden wird. Der ,Finanzreferent, Herr
Landesrat Müllner, hat in seiner H:ede ange
deutet, daß es zirka 25 % sein' werden. Nach
dem das Notopfer aller ,Länder zirka 100 Mil
lionen betragen wird, so wären 25 % ehen
25M ill iO'nen Schilling.

kämpf,en. Oie FOiftsetzung dieser Politik, bei
der eini:ge hohe Beamte der Landesrlegierung
mit sehr viel freUJdie dabei s~nd, wobei sich
diese Herl1en gewöhnlich hint,er den breiten
Rücken des Herrn Landeshaup~mannes ver
sohanz'en, will1d in Zukunft nlicht. möglich sein.

In Nied~rösterr,cich hat der VdU, diese Miß
geburt, die 'von Helmer und Graf in wider
natürllicher Unzuoht ,gezeugt worden ,ist, nur
sehr weni,ge Positionen erobert, während es
dem VdJU ,in den westHdhen JBimdesländern _
weil das auch zu den K,rjlegsplänen der Ameri
kaner ,gehört - gelungen ist, 'eine ziemHoh ein
fluS,reiche 'und veflhängnisvolle Rolle zu spielen.
Es ist aber auch in Niederösterrreich ,heute
schon so, daß in diesem Lande :gerade ehe
maligea1kHve Natrionalsozialistlen und funk
tionäre der nationalsozial,istischen Partei heute
wi'eder, mehr oder weniger getamlt, mehr oo'er
weniger offen, Propagandla für die faschisti
schen Z'ielle des Vd,u betreiben und mehT oder
weniger offren Q,flganisatorisohe A!tibeit leisten.
Das ist slioher auch eine sehr ernste Ange
legenheit, und zwar aU'CI.h für. die Menschen,
di'e da neuerdings hl die Irre gefühJ.1t werden.
Denn es ist gewiß, w,enn les schief geht - und
es wird schief gehen -, dann werden Siich die
A:nstiHer wieder ",.absetzen" und ihre Anhäng'er
werden wahrsche.inlich wieder di,e Opfer sein.
Daß es dem VdU übeThaupt möglioh war, ein
paar Jahre nach dem faschistischen Krieg in
Österreich Fuß zu fassen, ist auch eine Folge
dieserganzm PoHtik der beiden Regierungs
parteien und sie werden ,daher. der Verant
wortung dafür nicht entgehen können.

Wir sind bereit, ullisel1en Teil an der Verant
wortung zu tragen iund mi,t allen demoha
tischen K,räften des -Landes zusammenzu
al1beiten. Wir sind auch bereit, f<ür 'ein BUQget
zu st'immen, das den 'Interessen des Landes
und 'vor allem den Int,eressen der werktätigen
Bevölkerung des Landes gerecht wird. Wir
sind aber nidht in der La,gJe,für d'i'eses Budget
provisorium, das eine schwere Schädi~ung des
Land1es Niederiösterreich und seiner Bevöl
kerung 'bedeutet, zu sHmmen.

Ich erlaube mir, ,dem Hohen ,Landtag fol
gende Anträ:ge zu unterbr-eit,en:

,,1. In Anbetracht der besonders in Nieder
österreich schweren Kri,egsschäden und der
dadurch entstandenen finanz'ieHen Belastun!gen
d~sLanides und der Gemeinden dmoh den
Wiederau~ba'll wkd ,die Landesregienung auf
gefordert, gegen die ibeabsicht,ilgte Auf.lagie
eines neuen Notopfers auf das Land und die
Gemeinden zu protestieren.

2. Die Landesregierung wird aufgefoI1dert,
aUe Schritte zu unternehmen, die Übernahme
der Kosten des Wiooerauflbaues in Niedieröster
reich duroh den Bund sicherzusten'en.
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Wj,r sind uns dessen völlig klar, daß wir
dem Bunde geben müssen, was des Bundes ist,
das heißt, was er unb~dingt braucht, weil· di,e
GUeder nur dann funktionsfähig sind, wenn es
auch der Bund ist. Umg,ekehrt alber muß auch
der Bund auf die Interessen eines so schwer
geprüften Landes, wie es das ILand Nieder
österreich zweifdl'Üs ist, in allen Belangen
Rücksicht nehmen. und zwar von Siich selbst
aus. Es geht nicht an, etwa die Anwesenheit
des Vertret,ersei'nes schwächer'CI1Landes hei
einer Konfer·enz dazu zu benützen, nach dem
System des IHineinlegens das Land schwer zu
schäej,j,gen. Ich meine damit die Beteihgung
Niederösteneichs am Wiederaufbaufonds des
Bundes mit nur 9%. Wer kann glauben, daß
es sioh hier angesichts der Größe des ,Landes,
anlgJesichts der Zahl seine,r Bewoihner und
seiner bekanntlich schweren Kriegsschäden um
einen glerecMen AufteilungssClhlüssel handelt?

Es wur,de in diesem Hause 'wiederholt da,von
gesprochen - kh muß ,da dem HeHn Landes
rat Genner zustimmen -, daß der Wiederauf
bau, d. h. die ,ßlehebung der Kriegsschäden
ausschließlich Sache ,des Bundes ist. Wlir
kennen aber auch die sClhweren, die 'ungeheuren
finanz,i'eHen SCITwieri'gkeit'en, die sich dem
Bunde bei Übernahme dieser seiner Verpflioh
lungen entgegenst'ellen. Wir wissen, daß der
Wi'ederaufibau nur schrittweise erfoj,gen kann.
Um so dringender ,ist allerdings die ,Forderung
nach einer absolut gierechten V'erteilun,g der
vom Bunde zur Verfü,gunggJestellten sehr be
schränkten Mittel.

Der Motivenbericht zum Budgd:pmvisoriulll
verweist auf die in Aussicht genommenen
Steuersenkungen. Der Herr Finanzreferent
Müllner hat gemeint, es wäre nicht zweck
mäßi,g, in diesem Rahlillwauf diese Frage ein
zugehen. Ich bin nicht g,anz seine'r Meinung,
weil ja doch die Auswirkungen dieser Steuer
senkung auch in unserem Landessäckel sehr
fÜ'hlibarsein werden. IDer Herr Finanzminister
hat, wie ich glaube, anscheinend' etwas vor
eilig, eine 20 %i,ge Enmäßigung einiger direkter
Steuern, vor allem der 'Einkommen- und ,der
Lohnsteuer angekündigt. Nach dem Finanz
aus,gleich sind di'e 'Länder an der Einkommen
steuer mit 30 % heteiligt. Voranschlagsmäßig
sollte Niederösterreich au!f Grund der Ab
gabenteilung für 1949 aus dem Titel Ein
kommensteuer 34 X MiUio'nen Schilling er
halten. Die ,eff:eIdive Erfolgsziffer Willd nicht
unerheb],ich höher Heg.en, wie jetzt bereits mit
zi,t"mlicher S,iehel1heit fest,gestellt werden kann.

Eine 20 %i,ge S,enikun,g der Lohnsteuer beim
Bund bedeutet eine 6%ige !Senkung für die
Länder, bedeut'et als'O einen Mindereingang
für Ni'ederösterreich um mindestens 2 % M.il
lionen Schilling aHein aus diesem Titel.Di<e

Steuerlast ist in Österreich zweifellos nicht
glening. Man behaup~et, daß vor allem die viel
zu hohe Einkommensteuer jedwedie Kapitals
bildung un~erbindet. Die zwangsläufige Fo}ge
dessen ist das Unterbleiben notwendiiger Inve
stitionen, damit Veralterung der Produktions
weise, damit die Erhöhung der Gestehungs
kosten, damit wieder Konkurrenzunfähiglkeit
auf den Auslandslillänkten 'und in letzt'er Kon
sequenz Arbeitslosigkeit. <Das alles, Häher
Landtag, klingt ganz lo,gisch, a'ber die breiten
Massen ,der ,Arheiter- und Angestelltenscha>ft,
deren Kapitalsbildungsmö,glichkeit nicht ein
mal so weit reicht, sich im Verlauf'e eines
Jahres die notwendi!gen SchiUinge für einen
Anzug beiseite zu ]'eg'en, glauben nicht an diese
Unmöglkhkeit der Kapitalsbildung durch den
Handel, Gewenbe und Industrie sc'hlecMhin.
Sie sehen die oft mit ungeheurem Aufwand,
mit ,Raf'finement wieder eingerichte,ten Ver
kaufslokale, sie 'v'erfolg'en die Entwicklung ,der
ungemein kostspidigen Heklame 'und sie hören
von kostspieligen, luxuniös eingerichteten Ver
gnügungsstätten aller Art, der,en Besucher
wahrhaftig nicht aus Kreisen der Arbeiter
und Angestelltenschaft stammen. Sie wollen
nur der 20%igen iErmäßigung ihrer 'Ein
kommensteuer teilhaftig wendien. Die Auswir
kung der ermäßi'gten Lohnsteuer auf die Lohn
und Gehaltsempfän,ger ist so unhedeutend, daß
sie keineswegs ,i+r,gendwie ,i'ns Gewicht fällt.

Es ist also Sache des Herrn EinanZlillinisters,
Mittel und Wege zu finden, wie er den Ausfall
wettzumathen gedenkt. Es windaher kein'es
falls mögHch sein, ihn etwa dUTch IEnhöhung
der Konsumst'eu'ern zu decken. Hoffentlich wird
die vom Finanzminisrer einlbellufene Enquete
über die St'euerreform Anlaß geben, sich ein
mal gnündliCh und vor aller ÖffenUichkeit
über die Mängel 'unser'es 1Steuersystems aus
einanderzusetzen. Soll bei notwendilgerweise
glleichbleibendem Steuervolumen die IHohe der
einzdnen !Steuern .gesenkt werden, dann he
dingt dies selbstverständllich eine Erweiterung
der Steuerhasis in der IRicMung, daß - wie
es heißt - auch tatsächHch alles versteuert
wird, was nach dem Gesetz steulCnpHichti:g ist.
Eingeweiihte 'wissen, welche Summen dadurch
dem Fiskus entzogen W'el"den, daß umfang
reiche Geschäfte außerhalb der Betriebshuch
haUung widerrechtlichgetäti>gt werden. Die
Öffentlichkeit hat3lber his rh'C'ute wenig o,der
gar nichts 'von der IBeshafun:g jener Steuer
sünder erf.ahren, die ,ebenso ein VeI1bnecihen
begangen 'haben wie diejenilgen, die wegen
GeldvClluntreuunlg od'C'r eines andel1en krimi
nellen Verhreohens - seien sie nun leichterer
oder schwerer Natur - v1ermteilt wurden. Der
ÖffenHich~eit ist, w,ie Igesagt, fast niemals von
der iBestlfaf'llng jener Personen, die Wucher-
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preise verlangt oder durch Hinterziehung von
Steuern ein 'Verbrechen am Staat began!gen
haben, etwas bekannt geworden. Es wäre da
her zu erwägen, ob es nicht zweckmäß'ig er
schiene, die verhängten Strafen mit dem
Namen, Beruf und Wü!hnott des bet.reHenden
Sveuerpflicht.igen der öHentliohik'eit durch Ver
lautbal'ung in der Pl'esse ibekanntzuigeben. Der
Kommentar zu dieser Verlautrba,rung müßte
sein, daß eine Strafe wegen Steuerhinterziehung
genau so ent'ehrend list, wie dwa eine Strafe
wegen Oeldveruntreuung oder wegen eines son
stigen krriminellen Vel'gehens.

Zur Steuerreform ,geh'Örta'llch di'e Eliminie
rung jener steuerlgesetzllichen Bestimmungen,
denen z'llfo'lge Gehalts- und Lohnempfänger,
die außer ihren bereits dem Lohnsteuerabzug
unterliegenden Bezüg'en noch .aniderweiNge Ein
künHe beziehen, dann bekenntnispflichtig wer
den, wenn diese anderweitigen 'Einkünfte im
J,ahre den Betrag von 1200 S übersteigen. In
diesem falle ,erfol,gt die Steuerbemessung in
der Weise, daß dieanderweiti;gen Einkünfte den
Lohn- und Gehalt,sbezügen, die bereits dem
Lohnsteuerabzug unterworfen sind, zu,geschla
gen werden und von den Gesamt,einkünften
dann die Einkommensteuer bemessen wird.

Durch die sich dadurch ergebende Steuer
progr'ession wird zumeist ,der größte Teil der
anderweitigen Einkü'nfte weggest'euert. Das be
deutet zunächst Unter'bindung jeder Privat
initiahve bei den Gehalts- und Lohnempfän
gern. Ich sprecihe hier von einem tatsächlichen
fall: 'Der HOif'rat oder Landesschuhat würde
sich über)'egen,künftighin noch einmal monate
und jahrelang an einem pädagogischen Werk
zu arbeiten, wenn ihm dieses nach Druck
legung und Verkauf einen Ertrag hnil1jgt, der
gleich ist Null Komma Jos<ef~ oder der Mini
sterialrat etwa des Finanzministeriums, der
vernünftige Gedanken zm 6teuerreform hätte,
wird sich hrüten, diese zu Papier zu hrin,gen,
weil er dann vieHeicht gezwunlg'en sein könnte,
seine Überbrückungshilfe dazu zu benützen,
noch rasch vor j;ahresabsch1:uß die ihm aus
dieser f1.eißauf,gabe zusätzlich erwachsenden
Steuern zu bezahlen.

Das ist nur die eine Seite der Pro'gression.
Es gilbt sowohl unt,er den öffentlichen und

auch Privatangestellten besonders in höheren
Rängen zahlreiche Bezieher von persönlichen
Zuwendun:gen, für die man verschiedene T,itel
wählt: Rep'räsentationsgebühren, Aufwands
entschädi:gunlgen, Remunerationen und so
weiter. Dies ,geschieht deshalb, damit diese Be
züge nicht der progress:ilven Besteuerung unter
worfen werden, Wieil sonst davon nichts übr,ig
bleibt. Anderweitilge EinNünHe sollen daher
nicht der Pmgression unterZügen werden, son
dern gesondert mit den Steuersätzen besteuert

werden, dJi,e sich nach der Stell'ertabelle er
geben. Damit wür,de dreierlei erreicht wenden
können: 1. 'H,ebung der Stell'ermoral, 2. För
derung der persönlichen Initiative der Lohn
und Gehaltsempfänlger, ihr 'Wissen und Können
über den Hahmen ihrer diensHiohen Verpflioh
tll'ng Ihinaus auch der OeHentlichkeit nutzbar
zu machen, und 3. Verbreiterung der iSt,euer
basis um vilele kleine 'Einzelposten, die in ,ihre'r
Gesamtheit aber zweifellos einen ganz ansehn
lichen Steuerbetrag engehen. Soviel zur Frage
der Steuerrefo'f1m.

Der Mot,ivenberiicht spricht auch davon, daß
naoh dem Willen des finanzministers die
Länder wieder die Besoldung der PHichtschul
lehrer ühernehmen soHen und wir haben heute
'gehört, daß dies für dieses Jahr noch ab
gewendet werden k1onnte. Ich bin aber über
zeulgt, daß man im nächsten Jahr wliooer da
mit kommen wird, weil ich weiß, daß das ab
solute B,estrehen !besteht, die Lehrerbesoldll'ng
durchaus zu einer Angelegenheit der Länder
zu machen. Als VIertreter eines Teiles der
niederösterreichischenLeh'rerschaft eJ1klärre >ich
mitalJ.er Entsohi.edenheit, daß dies niemals mit
Zustimmung der LehrerschaH g'eschehen wird,
vlidmehr wird diese - ich glaube das ohne
ÜbeI1heblichkeit sagen zu Ikönnen, das ist die
Absicht der gesamtenösterreichisohen Lehrer
schaft o,hne Unt,erschied der P.artei - sich
gegen solche Bestnehunlgen mit aHen der
Lehr'ersc:haft zu Gebote stehenden Mitteln ent
ge:gensteUen. Sie ist auch 'gegen jeden Schul
laskn3us!glleich, weil dies nur der Anfan:g vom
Ende wäre. Die b~hrerschaft will nicht um
sonst jahrzehntelang um die hundeseinheitliche
Besoldung 'gekämpft haben. Die Lehrer
besoldung soll im B'lrndesbud,get 'verankert sein
und die Liq'uidierung ihrer B,ezüge durch die
Burudesstellen erfol,gen. Wenn sich infollge der
zitierten Stellungnahme der Lehrerschaft auf
Grund dies Lehrerdiensheoht1kompetenzgesetzes
-Schwieri!gkeiten zwischen dem Bund und den
Ländern er!gehen sollten, dann können diese bei
entsprechender E,insieht auf beiden Seiten und
heientsprechender Zusammenarbeit zweifellos
.überbrückt werden. Die Lehrerschaft hat in der
Vergangenheit und wird esa'llch lin der Zukunft
an dem notwendigen V'Cfständnis für die Nöte
des Vaterlandes niemals flehTet] lassen, aber
man handle nicht gegen sie, sondern mit ihr.

AbsohHeßend möchte ich noch einiges z'u der
durch das Bud;getpwVlisof'ium entstehenden
Situahon im Lande sagen. Nach dem Ausweis
üher di'e Gebarung der niederösteneichischen
.Landesverw.altulligin den Monaten Jänner bis
ultimo September 1949 schließt diese Ge
barung mit einem ÜberschuBivon 19,3 Mil
lionen Sohi1ling ab. Dieser Überschuß er,gibt
sich aus der ordentlichen Gebarung, da sich
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die außerordentliche Oebar1un,g und die Wieder
aufba'u,gebarung ja saldieren. Dieses günstige
EI1gebnis wurde erz,ielt, weil sich einerseits die
gesamten Ausga1ben nicht .auf der prälimi
nierten Höhe bewegt haben und anderseits die
Einnahmen nichtun'Wesentlich höhe'r waren,
als sie V1eransohlagt wurden. Diese heiden posi
t,iven Ergebnisse, die aber mit einem sehr vor
siohügen OptimiSiIIIus zu beurteilen sind, haben
bewiDkt, daß der Im Voranschlag für das
g,anze Jahr 1949 angenommene Abgang von
rund 16,3 Millionen Schilling schon durch die
Gebarung der ersten neun Monate ll'icht nur
aufgeholt, sondern sogar in einen Oberschuß
verwandelt werden konnte. Dieser Überschuß
wüd allerdings durch die im letzten jahres
viertel zu !erwartenden und nicht zu vermeiden
den Au~gabenel'höhungen wettgemacht werden.
Außerdem besteht ein ,gewisses Bestreben der
kreditverwaltenden Stellen, di'e noch zur Ver
fügung stehenden Kreditreste unter allen Um
ständen auszugeben. Dieser ÜbersC'huß wird
also zweifellos noch eine bedeutende Vermin
derung erfahren,vielleicht sogar aufgezehrt
werden, wenn nicht die gegen jahresschluß
immer auftauchenden Ausgabenwünsche ein
gledämmt oder mit den Einnahmemöglichkeiten
des letzt,en Vierteljahres in E'inklang ,gebracht
werden.

Der Landtag ermächtigte anläßJ,ich der
Verabschiedung des Voranschlages 1949 die
Landesregiel'UDig zur teilweisen Bedeckung des
außerordentlichen Budgds und zur vollstän
digen Bedeckung des Wiederaufbaubudgds ein
Darlehen in Höhe von 49,3 Millionen Schilling
aufzunehmen. Von dieser Ermächhgung 'hat
die Landesregierung bis zum 30. September
nur teilweise Gebrauch ,gemacht. Si'e hat bis
zu diesem ZeitpuIlIkt bloß Darlehen in dei'
Höhe von 21,7 Millionen Schilling auf
genommen. In der Annahme, daß die im
letzten Vierteljahr noch anfallenden Verbind
lichkeiten des außerordentlichen ,Etats aus dein.
vorhin aufg,ezei,gten Oberschuß der ordent
lichen Oebarung bestritten werden können 
und dies wkd :vielleioht möglich sein -, stehen
der Landesregierung mit Ende des Jahres noch
nicht in Anspruch genommene Darlehensreste
von mindestens 25 Millionen Schilling zur
Verfügunlg. Die Darlehenszusagen der in Be
tracht kommenden Kr,editinstitute liegen beTcits
vor und es wird vielleicht möglich sein, diese
Zusagen unter B1erücksicMigung der Mal'kt
lage für die !Durchführullig des weiteren
W'iederaufbaues zu reahsieren.

Der Antrag zum Budgetprovisorium spricht
nur von der ordenHichen Gebarung, läßt je
doch die Wiederaufbaug'ebarung unerwähnt.
Wie bereits Hen Landesrat Genner darauf
hi'ngewiesen hat, ist es g'anz ausgeschlossen,

daß etwa in den ersten vier Monaten des
Jahres 1950 di'e bü,eits begonnenen Wieder
auf'bauarbeiten nicht fortgeführt werden sollen.
Wir sind der Meinung, daß auch in den vier
Monaten des Budgetproviso1"iums di'e begon
nenen Wil'derauflbauarbeiten nicht nur fort
geführt, sondern IlIach Maßgabe der vorhin
erwähnten, aus 1949 verbliebenen Darlehens
reste auch neue Wiooeraufbauarbeiten in An
griff .genommen werden müssen. Ich will es
unterlassen, 'einen diesbezüglichen konkl1eten
Antrag zu stellen, weil ich der M'einung bin,
daß sich di'e Landesregierung nach Kenntnis
der annähernden El'Ifol,gziffern des jahres 19 ~C)

selbst zu einem solchen Antrag an den Hohen
Landtag entrschließ1en wird.

Wiederaufbau bedeutd, abgesehen von der
gegenständEchen Notwendigkeit in jedem ein
zelnen falle, Arbeit für viele tausend arbeits
willige Hände, bedeulet Erhaltung der Voll
beschäfti,gung als oberstes Gebot der :St'U11de.

Darlüber hinaus muß es vornehmste Aufgabe
desfinanzreferenten sein, MiUel und Wege zu
finden, um die die finanzieUe Lage ·des Landes
bedrohende Gefahr, die sliCih aus den kurz
fristigen halbjährig kündbaren Darlehen er
gibt, mögNchst rasch zu bannen. Die Schulden
last des Landes 'beträgt per 'Ende Sep
tember 1949 85,7 Millio'nen SchiUing. Hiervon
sind 60,4 MiUioruen halbjährig kündbare
Kontokorrentkredite und halbjährig kündbare
Darlehen. Ihre Umwandlung in langfristige
Kredite ist daher ehestens anzubahnen.

Der Verlll1ögensstatus des Landes aus der
Geldrechnun,g allein weist per Ende Sep
tember 1949 einPassivum von 36 MiUionen
Schilling aus. Wäre es mö,glich., auf Grund ein
heitlicher Bewertungsrichtlini,en, die uns aller
dings noch fehlen, das aus der Sachrechnung
stammende bewegllicihe und unbewegliche Ver
mögen diesem Passivu'll1 gegenüberzustellen,
würden wir erkennen, daß das Land absolut
aktiv ist. Diese feststellung eröffnet uns trotz
der Schwierigk,eiten der Z,eit einen gewissen
Lichtblick flür die finanz,ielle und wirtschaft
lkhe Gestaltung unseres Landes und seiner
arbeitenden BevÖlkel.'ung.

Namens meiner Fraktion kann ich die Er
klärung ahgeben, daß wir für das Budget
provisori,u,m stimmen werden. (Beifall bei der
SPö.)

PHÄS,IDENT: Zum Worte gemeldet ist der
Herr Abg. Pos pi sc h i 1.

Abg. POSprSOHIL: Hoher Landtag! Es ist
klar, daß das von der Bundesregierung bean
tragte Budgetpr'O'visorium für die Zeit vom
1. jänner bis 30. Apnil 1950 die Bundesländer
und somit auch das Land Ni,ederösterreich mit
aUen seinen Gemeinden durch die damit ge-
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schaffene labile finauzlieIIeLage in größte
Schwier,iigJkeiten versetzt.

Die Gemeinden Ni,ederöster,r'eichs, die schon
in denvengangenen Jahren durch die offen
sichtliche B,enachteiHgung Niederösterreichs bei
den finanziellen Zluwendungen durch den Bund
außerstande waren, den notwendigen Wieder
aufbau zu forcieren, werden durdh das Budget
prO'visorium k,einesfalls in die Lage versetzt,
ihre finanzieHe Gebarunlg mit den. an sie ge
stellten Anfordenungen 'in Einklang zu brin
gen. Eine derartiige IfinanzpolWk i'n Nieder
österreich, di,e außerdem das traur'ig,e Erbe von
rund 90 MiUionen SchiIIinrg Schulden dank der
wenig erspr'ießHdhen TäHg1keit der Landes
regierung in den verrgangenen vier l'ahren mit
zuschleppen hat, ist rgelinde gesagt, eine fort
wll'rsUerei.

Diese Finanzpolitik 'ist besonders ffir Nieder
österreich unerträlghch, da bekannterweise das
Land Niederösterreich 26 % von den ,gesamten
öst'erreichischen K'ri~gsschäden aufzuweisen
hat und nur 9 % vom Wiederaufbaufonds zu
gewiesen erhielt.

Kein Wunder, wenn es dann in ,einer St/adt
wlie Amstetten an die tausend:e Wohnung
suchendegi.bt, das heißt, daß ungefähr ein
Drittel der f amiIien nach wie ,vor auf eine
Wohnung wartet. Ähnliche und vielfach
schlechtere Verhältnisse 'herrschen in W,iener
Neustadt bei einem IEinlwohnerstamm von
31.000 und 2950 vongemerkf.en Wohnung
suohenden. Wenn der kürzhch staHgefuooene
Stäidtetag rauf di'e äußerst,e iDninlglidhkeit des
Wohnhau'Sbaues hinwies und wenn man be
denkt, daß besonders Nieder'österreich durch
di,e Kriegszerstörungen größte WOlhn:ungsnot
aufz'uweisen 'hat, wind man die Auswirkungen
und die hemmende Wirikun:g dieses. Budget
pmvisori:ums voll einschätzren können. Die
Wohnungsnot in Niederösterreioh ist unver
mindert groB und wird durch das Pwv1isürium,
keinesfalls vermindert.

'Der Motivenbericht sagt, daß unter anderem
auch die An:glekhung des SchiUings an die
Auslandswährungen die Bundesflt:lgierung v'er
anlaßte, ein Budgetpw\Ilisoriu'ffi zu beantragen.
Diese Tatsache ist einem offrenen Einigeständ
nis der bankrotten RegierungspÜ'Htik und 'ihrer
völligen Abhängigkeit nicht nur von den Aus
l'andswährungen, sondern, um es deutlicher
zu sag,en, vom Dollar ~g'leidhzusetz:en. Der
Marshall~Plan, durch den die eben in Öster
reich durchgeführte Albwertung des Schilling
kurses ,erzwung'en wurde, trägt also nicht nur
an der Ausrbeut'ung der MarshaIl-Han-iStaaten
di'e Schuld, sondern wirft auch die Staats- und
Lände'!'haushalte, d. h. also auch die Verwal
tung 'Über den Haufen.

Diese ferngelenkte kapitallistische Diktatur

mit ihren Drahtz~h~hern in der WaIlstn~et wirkt
sich über den Wtlg des MarshaU-P'la'nes bis in
die lretz'te österreiC'hische Gemeinde aus.

Das BUrd:getpfO'v,iso'fium ist ein Teil der kapi~

talistischen Vergewlalti!gung des österreichi
schen Volkes und 'eine Schanid~ sonderlgleidhen
für die beiden östeff<eichischen R~giefUlngs
parteien, di,e keinesfalls vom Volke ermächtigt
wurden, sich mit Haut und Haar,en dem Diktat
der amerikanischen Börsrenjobber, wie es durch
dieses Budgetprovisorium offrensiohtlkh wird,
auszul1i'efern. (R.uf bei der Volkspartei: Aber
Vollbeschäftigung haben wir doch. - Abgeord
neter Oenner: Die Zahl der Arbeitslosen ist
gestiegen, sie ist gröper als voriges jahr.)

Das uns vorgelegte iBudrgetpwvisorium für
Niederösterrekh wird somit den üher alle
Maßen notwendIgen Wiederaufbau, der schon
in den verrgangenen Jahren mehr als zögernd
vor sich ging, weitler hemmen, die Verarmung
der Gemeinden for1:setz,en und die Verelendung
der nieruerösterreichischen Bevölkerung be
sdhleuni:gen. Da diese Entwicklung niemals mit
derPflichtauffassun,g eines 'öst'eneichischen
Abgeordneten, der die österrei'dhischen Inter
essen und nicht di,e kapit1alisf.isch-amerikani
sehen waihrzunehmen h~lt, ,in Einklang zu brin
gen ist, lehne lieh als Vertnet'er der Linkssoz'ia
listen diese LandtagsvorIagealsaußerthalb der
österreichisC'hen Interessen liegend grundsätz
Hch ab.

Ich erwarte von der iLandesregilefUlng, daß
sie bei der Bundesrerg'ierlUng auf die sclhwiedge
finanzielle ,Lage in Ni,ederösterrleich und auf
den untragbar,en Zust,and eines BudgetpfO'viso
riums hinweist und dagegen schä'ffsten Protest
erhebt.

PRÄSliDENT: Zum Worte gelangt Herr
Abg. Prof. Z ach.

Ahg. ZACH: Harher Landtag! Oie Ursachen
des iBudg,etproviso,riums wUllden von meinen
sehr verehrten Herren Vorr;edrnern ,in :ausführ
licher Weise besprochen, daher rg,laube ioh, auf
diese 'Sache nicht näher eingehen zu müssen.
Ich möchte !gl'eich an ,die Sätze meines Vor
redners anknüpfen, der der Meinung ist, daß
jedes iBurdgetprov,isorium ein /Schaden ist und
daß jedes Budgdp'fovisoriumauf 'eine Miß
wirtschaft, auf ,eine 1B<l.nkrottwirtschaft, wie er
sich auszudrücken heHebte, hinweist. Ja, meine
sehr 'verehrten Mitglieder des Hohen Land
tages, wenn es wirildich in normalen Zeiten so
wäre, dann müßte man diese Sätze unter
schreihen; wenn man aber weiß, daß das
iBudgetpfO!visol'ium drühen im Bund deshalb
beschlossen wurde, weil eine Unmenge von
fragen, die g,erade aus den arbeitenden Kreisen
aufgeworfen wurden, einer Bereinigung zu
geführt werden saHen, dann kann man nicht
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mehr so ohne weiteres sagen, dieSies iBud,get
provisorium ist nur auf den Einfluß der Geld
ma!gnaien - wie dies,es sdhlöne Wort heißt 
zUl1üdkzuführen. Es soll ,doch während des
'ßudgetpl'OvisodUJmsauch das Nachziehver
fahren für die Pensionisten ei'ner Lösung zu
geführt werden, ,es soll weiter .(he Frage des
Wiederauf:haues ,endgülüg ,in die richtig,e Form
gegossen wenden und es soll schließlich das
ganze St'euenpmblem, uber das die ,gesamte
Bevölkerung so bittere Klage führt, neu
geordnet werden. Ja, kann man denn da mit
gutem Gewissen sagen, da ist ,nur der böse Ein
fluß von außen, und zwar von einer ganz ge
wissen Seite her sohuld? Wenn darüber geklagt
wird, daß die FlinanZiVerwaHung nicht so ist
wie wir sie wünschen, dann sage ich folgen
des: Würden alle Wirtschafttreibenden und
Untemehmungen in Österreich ihre Steuer
pflicht hundertlprozentj,g erfüllen, dann würde
slich wahrlich unser Finanztminister 'und mit
ihm auch das Land und die Gemeinden leichter
tun, als es sonst der Fallist. (Zwischenruf bei
den Linkssozialisten: Gehen Sie da gegen den
Wirtschaftsbund los?) Meine slehr verehrten
Herren, das list keine Frage ügendeiner Berufs
gruppe, sondern das ist eine allgemein öster··
reichi'sohe Frage und daher muß sie ,auch von
allen besprochen IWlerden. (Zwischenruf bei den
Linkssozialisten: Die Arbeiter und Angesteltren
zahlen immer pünktlich ihre Steuern.) Es ist
ja immer so, wenn der Finger in die Nähe
einer Wunde l\!ommt, dann schreit man auf. 'Es
gibt nun Leute, die g'lauben, in die Wunden
des österreichischen Volkes ununterbrochen
Gift träufeln zu können und die meinen, daß
das Volk sich das gef,allen lassen muß. Wenn
diese unliebsamen Dinge einmal unterbleiben,
dann wird auch die Voraussetzung zu der not
wendi:gen ehrlichen Zusammenarbeit, zum Ge
deihen unserer Wirtschaft und zum menschen
würdigen Leben unseres Volkes ,gegeben sein.

Es ist richUg, was der Herr Finanzreferent
gesagt hat, daß die Ordnung des Steuerwesens
eine bessere Wirtschaft und eine Steigerung
der Erzeugung bring,en wird. Aus diesem
Grunde kann man das Wort Sparen nicht so
eng fassen, denn wir haben ja eine Zeit hinter
uns, in der ulfiunterhroohen 'und >immer wieder
gespart werden mußte. Das Resultat war ein
Heer von Arbeitslü'sen. Sparen ja, aber nicht
dort, wo ,die Wütsohaft in ihr,er Herzschlag
ader ,getroffen wird. AuchsÜ'nst muß man mit
der Ersparuugssehere sehr vorsichNg um
gehen.

Wenn nun heute i,n di,e Beratlung {fes Budgets
Dinge hinei'1ligekommen sind, die nach unserem
Dafürhalten nicht zum Budgetprovisor,ium
gehören, dann sind wir leider gezwungen,
darauf in eini'gen Sätz,en zu erwidern. Wenn

der Herr Landesrat Genner von der Boden
reform gesprochen hat - das :ist sein Lieb
lingsgegenstand -, so können wir ihm das
wohl 'nachfühlen. Aber hier müssen wir ,einen
Satz ausspreohen: Wir sind nicht für das
schnelle und nicht für das viel'e Geben, wohl
aber daflÜr, daß der IEmpfänger das, was wir
ihm g,eben, auch behalten soll. Mir fällt da
ein Sprichwort aus der K,indheit ein, das mir
noch :heute in iden Ohren klingt: "Schenken,
schenken, nimmer nehma, schenken, sehenken,
wieder nehma, Händ und ,Füß abhrenna."
Di,eses Beispiel fürchten wir. Für diese Art der
Bodenreform, nämlich zuerst ein Zuckerl geben
und dann aUes wegnehmen, werden Sie, lieber
Herr Landesrat, uns niemals gewinnen können.
Daher nur ,gemach! nieSte IHodenreform wird
durchgeführt werden, und zwar so, daß aUe
Klein- und Kleinstbauern dabei etwas 'bekom
men und daß bei di,eser Bodenreform ,auch für
eine groß angdlegte Siedl<ungsbewegung Grund
enübr,i!gt wird. Das >Hegt uns so sehr am
Herzen. (Zwischenruf bei den Linkssozialisten:
Wann fangen wir an?) Bis die notwendige1
finanziellen Mittel 'vorhanden sind. Wir machen
es nicht so, wie es in anderen Ländern ge
schieht, daß man näml:ich zluerst den GfiOß
grundbesitz z'erschlä:gt und für die kleinen Be
sitzer hat man dann weder Scheunen 'Hoch die
notwendigen Betrlioosmittel. Die anderen Län
der haben sich ,das leisten können, weil dort
der Grundsatz gegolten hat: Produiktions
steigerung muß nicht unbedingt sein, Haupt
sache ist, daß die Doktrin siegt. Auf diese
Experimente lassen wir uns nicht ein.

Herr Lantdesrat Oenner Ihat weiter auch von
einer Mißlgeburt ,gesprochen. Ich will den
Namen nicht wiederholen, er hat ,sich aber in
einem Namen ,g.eirrt. Ich glaube, bei der Zeu
gung di,eser von ,i'hm :genanntren' Miß,geburt war
wohl der erstgenannte "Behelmte", aber auch
einer, der auf "Fischlein" deutet, mit im
Spiel. Solche Bilder, wie sie Herr Landesrat
Oenner hier :g,eschüdert hat - ich kenne sie
auch aus dem Traumhuch - haben schon oft
zu unguten Dingen !gefüihr-t. Zuerst erzeugen
und dann er'Sch1a~en,·das ist nicht unsere Art,
dennWlas gezeugt ist, soll leiben! Das ent
spricht unseren Grundsätzen, meine sehr ver
ehrten Herren. (Zwischenruf bei den Links
sozialisten: Was haben sie denn in Oberweis
gemacht? )

Wenn von den Besuchern der Luxusloikale
mit einem ,seitenblick auf uns .gesprochen wird,
so sarge ich: Wir könnten es hier einmal auf
die Probe ankommen lassen, wer in diese
Luxuslokale mehr Leute schickt. Ich Iglauhe, es
würde da eine ,große Übermschunig .geben. Ich
häüe nie von diesen Ding,en ,gesprochen, und
Sie werden ,das von mir auch nie hören, wenn
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ich als erster Redner spreche, weil ich auf dem
Standpunkt stehe, 'solche Dinge süll man viel
leicht in Versammlungen besprechen, nicht
aher bei der !Beratung des Budgets oder des
Budgetprovisoriums, weil da immer eine ,ge
wisse Stimmung entsteht, die der Sache nicht
förderlich ist.

Wenn der Herr Ahg. Vesely von der Steuer
moral spricht, dann sagen wir: Ja, es ist wahr,
daß die Steuermoral ,erschlagen wurde, aber es
ist notwendig, daß wir auch hier den letzten
Ursachen nachgelhen, warum das gekommen
ist. [sist eben leider auch hier so, daß alle,
die ehrlich und offen 'einbekannt 'hahen, durch
mehr als ein Jahrzehnt die Leidtragender:
waren. Daher müssen wir aUe zusammen
helfen, daß die Moral im ,gesamten öHenHiCihen
Leben wiederhergestellt wird, denn man kann
nicht nur auf dem Gebiet des Steuerwes,ens die
Moral wiederherstellen wollen und sie auf
allen ander'en Gebieten nicht nur mit Füßen
treten, sondern mit Panzern zusammenführen.
(Zustimmung bei der Volkspartei.) Das ist
eben unmüglich.

Der Herr Abg. Vesdy hat uns da zwei Bei
spide angeführt, die uns sicher zu denken
geben müssen. Das eine B'eispiel vom Hofrat
im Schulwesen, der ein neues Buch ,geschrieben
hat, und das andere vom Ministerialrat, der
eine Broschüre über neue Gedanken für die
Steuergesetz~gebung veröffenHicht. Wenn er
nun sa'gt, es ist nicht ~gut, daß die bei,den Ein
kommen aus ,den Beamtenbezügen und aus der
selbständigen Arbeit zusammengelegt werden,
so ist das auf den ersten iBHck verlockend.
Aber wo beginnt das und wo hört das auf?
Mit demselben 'Recht kann dann ein Unter
nehmer sagen: Ja, ich 'habe dmi Zweigbetriebe;
bei dem einen Zwei,gbetr;ieb ~JJahe kh soviel ver
dient, bei dem zweiten so/viel und bei dem
dritten soviel, daher hat nur jeder Zweig
betrieb versteuert zu werden und niclht der
Oesamtbetrieb.

Ich sage, so ist dieses Problem nicht anzu~

gehen, sondern wir müssen uns überhaupt 'erst
einmal fra,gen, soll jeder, der IniHative zei'gt,
im .geistigen oder im wirtschafUichen Leben,
dafür bestraft werden, oder soll einmal wirk
lich etwas g,eschehen, daß jeder ein Imter1esse
daran hat, viel zu leisten? Es darf nicht weiter
hin so sein, wie es oft der FalI ist, daß dem,
der recht viel 'geleistet und Tag und Nacht
geschuftet hat, am Jahresende weniger bleibt
als demjenig'en, ,der nicht sov'ieI geleistet hat.
So, glaube ich, müssen wir dieses Problem an
gehen, um witklich die Freude an der Arheit,
die Freude am Schaffen wieder lehendi'g zu
machen und in die Tat umzusetzen.

Was nun ·das Budgetprov;isorium anlangt,
mue auch ich sagen, es ist hedauerlich, daß

wir wieder ein Budgetprovisorium beschließen
müssen, weil auch wir wissen, daß eben da
durch die ersten vi'erMonate für den Wieder
aufbau so zieml'ich 'v,erIoren sind. Daher glaube
ich, ·daß wir vieIleicht einen Mittelweg gehen
soHen, indem wir uns :gleich illach Neujahr zu
sammensetzen und uns fragen, welche Vor
arbeiten in die Wege ,geleitet werden soUen, um
dann im Mai, Juni und den folgenden Monaten
den Wiederaufbau wirklich fest anpaoken zu
können.

Und nun ein Wort zum Finanzausgleichs
gesetz. Wir stimmen alle in dilesem Hohen
Hause bei, daß das Land Niederösterreich
besser bedacht wer,den muß. Auch hier zeigt
sich, daß es nicht immer gut ist, wenn man
alles ehrlich einbekennt. In Niederösterreich
wurden monatelang 'Erhebungen über die
Kr,iegssohäden durchgeführt, es wurde ganz
genau herichtet und gemeldet. Und da hat sich
für Niederösteueich eine Quote von nur 9 %
ellgeben. Die anderen Länder haben nur ge
schätzt, sie hahen 'gesagt, so viel wird es wohl
sein, und haben dabei gut abgeschnitten. Also
auch hier wird es notwendig sein, etwas zu
korrigieren. Es wird sich überhaupt darum
handeln, wie sich die einz'elnen Länder zum
'F,inanzausgleichs!gese1z stellen. Ich stlimme
auch den Ausführungen des Herrn Ab,g. Vesely
zu, wenn er sagt, die Bezahlun,g der PHicht
schullehrer soll nicht auf die Länder über
wälzt werden. Wir müssen aber dabei Ibedenken,
d!aß wir damit vielleicht füraIleZulkunft die
Steuerhoheit der Länder vollständig begraben,
wenn wir uns vor Augen halten: Steuerhoheit
beim Bunde im vollen Umfang, teilweise Steuer
hoheit bei den Gemeinden, die sie eigentlich nie
besessen haben, und dazwischen die Länder
ohne iSteuerhoheit. Wer daher für die Auto
nomie der Länder iSet, der muß die frage ·end
gültig prüfen, welcher WE1gg~gang'en werden
muß, um die Autonomie der Länder im vollen
Umfang wiedierherzustellen.

Ich deute das heute 11m an. Ich habe wirk
lich die Absicht gehabt, .gerade über diesen
Gegenstand heute etwas ausführlicher zu
sprechen. Aber wer kann da sagen, was er
will, wenn es den 'VIerehrten Vorrednern nicht
bdiebt? Er muß sich ~da eben anpassen. Eines
hat aus allen Reden aper hemusgeklunrgen,
daß wir uns 'bemühen wonen, die Rechte
Niederösterreichs in allen Belangen und mit
aUen MiMeIn zu vertreten. Wenn ·di,ese einheit
Hohe Auffassung wirklich bestehen bleibt,
dann ;glaube iG:h, können wir mit guten Hoff
nungen in die zweite Hälfte des 20. Jahrhun
derts g;ehen. Vielleicht br,ing,tuns diese halbe
Jahr;hundertwendie endlkh das, was wir uns
auch für Niederösterrekh erhoffen, eine hes-
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sere, eine glücklichere Zeit. (Beifall bei der
Volkspartei.)

PRÄSID'ENT: Zum Wopte gelangt Herr
Ahg. We ng er.

Abg. WiENGER: HO'hes Haus! Wir haben
erst kürzlich unser Amt im Landtag und
in den Ausschüssen angetreten. Wir sind
gekommen voll ·des guten Willens, der
niederösterreichischen Bevölkerung, dem Land
Niederöst'erreich überhaupt zu dienen. Mit
diesem Bemühen halten wir es auch für unsere
Pflicht, die Verantwol1tung für alles zu tragen,
was in ,diesem Hause beschlossen wird. Der
Herr Abg. Zach hat in der vorletzten Sitzung
dii'eses Bemühen einigermaßen zurüclk,gewiesen,
indem er erklärt hat, daß wir keine Koalition,
sondern lediglich eine Proporzregierung hätten.
Der Herr Bundeskanzler lug. Dr. Figl hat
kurze Zeit späkr in einer Versammlung er
klärt, ·daß die Koalition eine Notwendigkeit
darstelle. Wir 'glauben auch, daß es so ist, weil
wir zutiefst davon überzeugt sind, daß nur in
gemeinsamer, 'ehrlicher Zusammenarbeit die
schwierigen Probleme, vor denen wir stehen,
gemeistert werden können. In dieser Erkenntnis
haben wir im Finanzausschuß und werden es
auch heute in der Vollsitzung tun, dem Budget
pmvisorium zugestimmt. Wir sind 'uns klar
darüber, ·daß dieses IBudgetprÜ'visorium einige
Dinge beinhaltet, die insbesondere deswegen
Bedenken ern~g,en, weil wir wissen, daß hierbei
die notwCI1'digen InvesEtionen und die Wi,eder
aufbautätigkeit des Landes nicht von in Er
scheinung tl'eten können. Wir sind uns aber
gleichzeitig der Schwierigkeiten hewußt, die zu
einem solchen Provisorium geführt 'haben. Des
hal'b stehen wir nicht an zu erklären, daß wir
unsere Zustimmung hierzu geben werden. Wir
s'ind uns vollkommen klar darüber, daß wir
nicht nur Landes-, sondem auch Bunde.sinter
essen zu vertTeten hahen. Wir sind 'uns auch
darüber klar, daß ·die Vertretung dieser Inter
essen oftmals Ausnahmen erfordert, ·die nur
mit dem Blick auf,sganze verstanden werden
können. Obenan für uns aber steht unverkenn
bar die Vertretung der Interessen der arbeiten
den Bevölkerung unseres Landes. Gerade deren
Interessen scheinen uns in letzter Z·eit, ins
besondere in den letzten Monaten auf da.g
schwerste bedroht. Durch vollkommen unge
rechtfertigte Preissteigerunlgen ist ,die Lehens
haltung der ar:heitencLen Bevölkerung in der
letzten Zeit ständig gesunken und es mußte
daher auch zu einer Überbrüokungshilfe Z'u
flucht genommen werden. Es ist uns aber klar,
·daß diese Überbrüchlngshilfe keine Entschä
digung an die arbei<tende Bevölkerung dafür
ist, daß gewisse Unternehmerkreise sich auf
vollkommen unerlaubte und ungehörige Art

und Weise im vorhinein einen Profit ges'iehert
hahcn. Bei einer ander'en Gelegenheit hat uns
Ihr Mini,gter a. D. Altenburger gesagt, daß
wir mit unserem Appell, mit unserer Mah
nung, nicht an die Bundesregierung bzw. an
die Landesregierung herantreten sollen. Wir
sind auch der Meinung, daß an dieser Ent
wicklung weder der Bund noch die Länder un
mittelbar sohuld sind; es ist ,aber nioht von
der Hand zu weisen, daß jene Wirtschafts
kreise, die die Not der anbeitenden Bevölkerung
in der Idzten Zeit verursaohten, Ihnen, mein·e
Herren von der Mehrheit, nä'herstehen al's um.
Niemand wird glauben, ·daß der Großhandel,
der sich in den letzten Jahren nahezu verfül1if
facht hat, aus'u'l1seren Reihen stammt. Nie
mand wird auch glauben, daß sich der Zwi
schenhandel, der sich im gleichen Ausmaß ver
vielfältigt hat, uns nahest,eht, ebensoweni,g wie
alle Kreise des Handels und des Wirtschafts
lebens, die trotz dlesabgesun'kenen Handels auf
Kosten der Konsumenten nicht schlecht leben
Niemand wird auch glauben, Hohes Haus, daß
wir die Schuld daran tragen, wenn beispiels
weise die Kartoffeln zum Preise von 26 Gro
schen in die Lagerhäuser geliefert werden und
kurz'e Zeit später zum Pl'eise von 1 S und dar
über in den Handel gekommen sind. Es ist
keine Woche vergang,en,in der nicht Preis
stei,gerungen eingetreten sind, die die Lebens
halfung ,derarbeHenden Bevölkerung auf das
schwerste gefährdet haben. Wir haben immer
wieder davor gewarnt, dem Handel die Frei
heit zu geben, die in Anbetracht der Nach
kriegsauswirkungen heute noch nicht möglich
ist. Gerade von Ihrer Seite aber sind die Be
strebungen nach einer freien Wirtschaft am
stärksten in Erscheinung getreten und es ist
auch nicht mit Argumentafiio'l1en dafür !gespart
worden. Ich darf nur auf das am häufigsten
gebrauchte Argument verweisen, das Sie immer
und immer wieder vorgebracht haben, nämlich:
daß die Gesetze von Angebot und Nachfrage
wohltuend auf die Preisgestalturi.g einwirken
würden. Dabei ist nicht gesagt worden oder
vieUeicht auch nicht erwartet worden, daß ein
großer Teil des Handels in seinem Wesen un
sozial ist. Wenn der Herr Abg. Zach vorhin
gesagt hat, daß der ehrliche Steuerzahler der
Leidtragende ist, so glaube ich kaum, daß da
mit hinsichtlich der Steuermoral etwas Nütz
liehesgeleistet wird. Ich glaube kaum, daß es
gut ist, ehrliche Steuerzahler als Leidtragende
zu bez·eichnen. Gerade diese ehrlichen Steuer
zahler sind doch jene iElemente, die wir als
Stütze des Staates bezeichnen können, und wir
müssen mit verdoppelter Schärfe gegen alle
anderen vorgehen, die ihre Steuerverpflich
tungen nieht einhalten.

[s ist auch nichts davon gesa,gt 'Worden, daß
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die Möglichkeit bestehen könnte, daß ein
größeres Angebot von Ware vi,elleicht zurück
gehalten werdien 'könnte und daß durch un
gesetzliche Kartellbildungen 'Und Preisverab
redungen die Senkung der ,P.reise verhindert
werden könnte. All dies ist aber eingetreten
und die arbeitende B'C!völ:'kerung wurde solcher
maßen um die früchte ihrer Arbeit gebracht.
So sind die Preise für Kartoffel,Eier und
Schuhe heute in einem Ausmaß erhöht worden,
das besonders für die arbeitende Bevölkerung
einfach nicht tmgbar ist. Hier wird eine Pr,axis
von 'Roßtäuschem geübt, wenn man die Schuh
preise heispielsweise um 40 S el1höht u'nd nach
trä!glich ·eine .großzü,gig.e Preissenkungum 10
oder 13 S vornimmt. Auf diese Weise ist also
eine Preiserhöhung um 27 S noch als Wohltat
für die arbeitende JBev'Ölikerung hing·est·ellt wor
den. Alle diese Erscheinungen können sicher
lich nicht auf Konto unserer fraktion ~bucht

werden.
Es ist wahrlich auch nicht unsere Schuld,

wenn in der letzten Zeit immer wieder der
fleischSikandal in Erscheinung getreten ist. Ich
erinnere hier daran, .daß der Herr Landes
hauptmann mit Erlaß vom 15. September 1949
und mit einem ·weif.eren Erlaß vO!m 19. Sep
tember 1949 verfügt hat, daß dem Handel für'
80~g abzulliefemdes fleisch 100 kg gut
geschrieben 'werden. Die Dif>f.erenz, so wurde
in dem Erlaß gesagt, dürfe auf Kost·en der
Spanne frei erworben und ·auch frei verkauft
werden. Der 'Herr Landeshauptmann lhat diese
Verfügung wOlhl im Vertrauen auf die Redlich
keit dieser Handelskreise, auf die Rechtlichkeit
seiner Parf.ei,freunde, um solche :handelt es sich
ja in der überwiegenden Mehrl1Jeit, getroffen.
Er hat aber dabei 11Jicht die Auswirkungen in
Betracht gezogen. Wir aber sind durch ,Scha
den längst klu,g g'ewordell und haben sofort
darauf r·ea,giert und mit einer Einga,be der
Arbeiterkammer 'vom 21. September 1949 die
Zurücknahme dieses Erlasses gefordert. In
einer Weisung des Innenministeriums 'vom
gleichen Datum wUl',de ebenfalls di·e Zurück
nahme dieses Erlasses :gefordert, weil er ,ein
fach mit den Preisregelungsgesetzen direkt im
WiderspflUch gest,anden 'hat und weil vorauszu
sehen war, daß die Auswirkungen zu un
R'ull'skn der Konsumenten ausfallen würdien.
Die Zurücknahme dieses Erlasses ist aber bis
heute leider nicht erfol!g~., aber unsere Befürch
tungen sind hundertprozent'ig eingdroffen. Aus
den 20 Prozent Überkontingentfleisoh sind in
zwischen hundert· Proz·ent geworden. Zeitweise
war es der arbeitenden IBev'Ölkeru'llg, in:sbeson
dere in den niederösterreichischen Städten,
nicht möglich, fleisch auf Marken, das heißt
zu normalem Preis, zu beikommen. Den Sch(l~

den hat in diesem Falle wie überall die arbei-

tende Bevölkerung zu tragen ,gehabt. Es ist
oft schwer feststeHbar, wer an einer solchen
E:ntwioklung Schuld trä:gt. Der Handel redet
sich auf den Bauernstand aus, während der
Bauer wieder nachweist, daß ihn der Hande~

auf das schwerste benachteiligt. So 'gäbe es
Beispiele ohne Zahl. Trotz de'r Toleranz, die
s,eitens der gesetzgebenden KÖliperschaften
diesen Wirtschaftskl1eisengJegenüber gJeübt
wird, treten diese Erscheinungen auf.

Bekanntlich werden Investitionsbegünstigun
gen. gewährt, und zwar für den Bauern, der
einen Leiterwagen kauft, gleichermaß.en wie
für den Händler, der sein Portal neu errichtet,
und für den Unternehmer, der zur Verbes
serung und v.ergrößerungseiner Produktion
neue Maschinen anschafft. Auf der anderen
Seite besteht die unleu,gbare Tatsache, daß der
Arheiter und Angestellte 'keine demrtige Mög
liohkeit zur Verfügung hat. EI' hat keinen
Betrieb außer seiner Arbeitskraft und seinen
Körper und wenn er dliesen 'seinen ,eigenen
Körper irgendwie hesser ausgestalten will mit
einem neuen Anzug oder neuen Schiuhen, so
steht ihm keine Veng'Ünstigung zur V·erfü!gung.
Er hat den vollen Preis zu bezahlen, trotzdem
s·eine Verhältniss'e wesentlich andere sind als
die des Besitzenden. Wir sehen aber ein, daß
Geld, insbesondere für den Wiederaufbau und
für ,die Erricht'unig eines normalen Staats
g,ebildes und WirschaHs:gebüdes~braucht

wird. Aber es gibt 'hierbei Grenzen, und zwar
Grenzen Ül bezug auf die Belastung, di·e man
der anbeitenden Be!völkerung in ihrer Geduld
zurmut·en kann. Es besteht ,keine Sorge, daß die
arbeitenden Schichten unseres Landes auf die
Sirenengesän~ verschiedener Vertreter fremder
Interessen her,einfallen könnten, aber wir for
dern mit allem Nachdruck, daß auf dem Ge
biete der Wirtschaft normale Verhältnisse und
eine normale Ordnung herg,estellt werden.

Wir sehen nicht ein; daß .sich in der Wirt
schaH, wie es in den letzten Monaten depHich
sichtbar ~geworden ist, ein Oangstertum breit
macht, das unt,er allen Umständen aus der
B1ev:öl'kel'Ung mehr herausholen will, als diese
arbeitende B.evölkerung leisten kann. Wir sehen
auch nicht ein, diaß man diesen Mensahen mit
einer Milde entgegenkommt, dli,e die Mehrheit
unserer ni'tlderösterreichischen BevölikeliUng
keineswegs verst,eht, wir sehen nicht ein, daß
man ·darüber hinaus oftmals hemmend in den
Lauf ·clier Oef'echH~k,eit eingreift. Dadurch ~

winnen diese Elemente Mut Z'U neuen Exzessen.
Um nur ein Beispiel anzuführen: Im Waid
hofener Bezirk wmde ·ein Installateur bestraft,
weil er für Propan~asflaschen statt 11.20 S
15 S verlangt hat. Er erhielt eine Geldstrafe
von 5000 S, diese Strafe wurde ihm aber dann
einfach deshalb nachg.ela~sen, weil inzwischen,
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die Bewiirtschaftung aufgehoben worden ist.
für eine solche Milde finden wir keine plau
siMe Erklärung. Wlir glauben vielmehr, daß
die Bestraf'ung trotz Aufhebung der Bewirt
-schaHung - und nicht einmal in ,einem so
niedrigen Ausmaß, sondern in viel schärfer,er
form - weiterhin in Wirksamkeit bleiben
müßte.

Wir sind uns darüber hinaus gerechterweise
auch darüber klar, daß die Lei,den der arbeiten
den Bevölkerung unsef1es Landes auch auf die
Unbilden der Besatzung zurückz.uführen sind,
Wir haben einen Vertreter in der niederöster
reichisohen Landesre:gierung, der zu einem
kleinen Teil das Vertrauen ,der niederöster
reichischen B,evölkerung, aber zu einem großen
T,eil das Vertrauen der 'Bes,atzungsmacht ge
nießt. Wir wollen hoffen, daß er dieses Ver
trauen ,der Besatzungsmacht den Interessen der
niederösterreichischen Bevölkerung dienstbar
macht. Aber wenn er seIhst vorhin gesagt hat,
man solle einen Blick in die Zeitungen der
Regierungspart'eien werfen und man könne so
fort f.eststellen, daß hier nur Hussenhetze oder
Kriegspropa,ganda getri,eben werde, so kann
ich demgegenüber festst,eUen: Wenn wir einen
Blick (zum Linksblock gewclidet) in Ihre Zei
tung, in die "Vol:ksstlimme", tun, insbesondere
im Zusammenhang m,it den jüngsten Ereig
nissen an der Zonengrenzle, wo eine Öster
reicherin auf bestialische Weise ermordet
wurde, dann muß ieh berechtigter'Y'eise Zweifel

, daran hegen, daß es mit der Absicht, den
Interessen der österreich'ischen Bevölkerung
wirklich zu dienen, wahJ1haft ernst genommen
wird. (Zwischcnrufe beim Linksblock.) Aber
diese Angelegenheit muß er ja letzten Endes
mit seinem e'igenen Gewissen ,in Einklang
bringen.

Ich will aber dazu bemerken, daß wir dem
Übel der Besatzung nicht begegnen können, da
wir keine Möglichlimit haben, hier Abhilfe zu
schaffen. Wir können nur hoffen, daß diese
Besatzung baldmöglichst im Interesse der ge
samten Bevölker.ung ein Ende nimmt.

Zusammenfassend möchte ich sagen, daß
wir bereit sind, durch gemeinsame Arbeit daran
mitzuwinken, daß eine Wendung zum Besseren
herbeigeführt wird. Das ist auch deshalb not
wendig, weil wir in kürzester Zeit so weit sein
müssen, daß wir auf eigenen füß.en stehen, um
selbständig wirtschaften zu können. Die Hilfe,
die uns bisher zuteil wird, wrird also nicht mehr
allz,u tanlge währen. Wir appellieren an Sie,
meine Herren von der MehI1heit, daß Sie auf
die Ihnen nahestehenden Kreise des Handels
und der Wirtschaft ei'nwirken und sie dazu ver
anlassen, daß sie Einkehr 'halten 'in später
Stunde. Wir bitten Sie, ihnen zu sagen, daß
nicht nur die Existenz der arbeitenden B,evöl-

kerul1ig hier leiohtfertigaufs Spiel g,esetzt
wurde, sondern daß darüber hinaus auch die
politische Sicherheit des Landes in Gefahr
geraten kann, und das alles einzig und allein
aus einem unersätHrichen Profithunger !heraus.
Niemand - darüber müssen wi.r uns voll
kommen klar sein - könnte eine politische
Entwicklung, die wir alle nicht wollen, in
unserem Lande aufhalten, wenn die Arbeiter,
durch eine zunehmende Ver<elendung getrieben,
politischen Abenteuern zu,gälllglich wÜI1den.
AUe aber, ,die di,ese Gefahr nicht begre,jfen und
nicht erkennen, müsse unter allen Umständen
drieganze Strenge des Gesetzes treffen.

Wir fordern dieend'lliche Abikehr von der
milden Behandlu11lg solcher übertreter best~hen

der Preisvorschriften. Mit Geldstrafen ist
unserer Meinung nach herzlich wenig gedient,
insbesondere dann, wenn diese Geldstraf'en nur
einen Bruchteil dessen betragen, was der Profit
betragen hat.

Wenn man beispidsweise einen Kraftwagen
fahrer dabei 'ertappt, daß er die Verkehrsvor
schriften verletzt, dann entzieM man ihm den
führerschein; mit Berechtigung. Wenn man
einen Menschen aus der Wirtschaft dabei be
tritt, daß er irgendwie seine Vorschr,i:ften in
gröblicher Weise verletzt, dann wäre es unserer
Meinung nach notwendig, daß man ihm den
führerschein, in diesem f.all also die Konzes
sion, entzieht, weil wir glauben, daß wir ihm
damit am wil,ksamsten treffen und weil das
dem Empfinden der breitesten Kreis!e unseres
V01kes entspreche. nieSe Wirtschaftssünder ge
fä'hrden wohl nicht den Verkehr, aber sie ge
fährden die Sicherheit unseres Staates.

Die Ereignisse in den letzten Tagen, die 'ver
schiedentlich im ganzen IBundesg'Elbiet zu be
meJ1ken waren,geben deutlich Zeu!gnis davon,
wohin eine solche Entwicklung unter Umstän
den führen kann. Wir appelHer,en also noch
mals an die Mehrheit: Erkennen ,S,ie die Ge
fahren, die uns hier umgeben, ver,gessen Sie
nicht,daß dunkle Kräfte bereit sind, aus einem
solchen Treiben politisches Kapital zu schla
gen. Nicht gegeneinander, sondern nur mHein
ander können wir dem Einhalt :g'Cbieten. Noch
haben wir es ,in der 'Hand, über alle Schwierig
keiten hinW'~g unser Land, ·unsere ~samte

Wirtschaft einer besseren Zukunft ent:gegenzu
führen. (Beifall bei den Sozialisten.)

PHASIDENT: Zum Worte ,geIal1'gt Herr
LandesratM Ü 11 n er.

Landesrat Abg. MÜLLNER: Hohes,Haus!
Ich möchte mich in meinen Ausführungen auf
die Anträge und auf die Zahlen des B1udget
prov.isoriums beschränken. Es wurde der An
trag gestellt, gegen ein ev,entuelles Notopft;r
der Länder an den Bund Protest zu erheben.
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I ~-::~ön,wn ''',,"ehe''. ",in, daß die. Landes· klaczn~ache", daß das nicht der Fall ist. Ich
11 reglerung bisher mIt der entschIedensten muß hier feststellen, daß der Abschluß des

Energie ·dagegen aufgetreten ist, ein Notopfer Jahres 1949 kein aktiver, sondern ein passiver
zu el1bringen. Es wäre aber nicht zweckent- sein wird. ,Er kann gar nichtandiers sein, weil
sprechend, wenn man hier der Gesetzgebung kurzfristige Schulden unser Budget belasten.
vorgreifen und etwas festlegen wolltie, was Wenn w,ir daher irgendw:ekhe Beträ,ge nicht
ohnehin schon geschehen ist ,und, das kann ich verbrauchen, also ein Darlehen nicht in Ver
ruhig sagen, mit einer ziemlkh großen Energie- wendung nehmen, so bedeutet das .no,ch lange
entfaltung vor sich gegangen ist. Ich möchte keine aktive Gestaltung unseres Budgets. Wir
Ihnen daher empfehlen, den Antrag, der den werden also immer darauf hinweisen müssen,
Protest ~gen das Notopfer beinhaltet, abzu- daß wir mit Pa'Ssi!ven ·arbeiten müssen. Aus
lehnen. diesem Grund~ ist es uns lunmöglich, ein Not-

'1 Zum Antrag, der die Kosten des W,iederauf- opfer in ,griößerem Ausmaß zu bringen. Ich
baues als Bundessache ·el1klärt, möchte ich hitte aber versichert zU sein, daß wir im

(I' sagen, daß wir hier ein Kapitel berühren, das R,ahmen des Budgets und im Rahmen des

'

seit Jahr und Tag von der niedN<österreichi- Jahresabschlusses 1949 alles tun werden, um
schen Landesregierun:g und auch vom nieder- unsere VerpfIichtungen zu erfüllen. Ich glaube
österreichischen Landtag gefordert w.ird. Die aber nicht, daß der Abschluß sich allzu rosig
forder.ung ist nach wie vor aufrecht, und wir gestalten wird.
hoHen alle, daß wir hier einmal, wenn schon In diesem Sinne biHe ich die A!bS'timmung der
nicht zu einem vollen Erfolg, so doch zueincm Anträge 'vorzunehmen.
T,eilerfolg kommen werden. Bei jeder Verhand- PRÄrSIDENT: Die Rednerlliste ist erschöpft
lung wird auf die Notlage des Landes hin- der Herr Berichterstatter hat das SchiUßiWOrt'
gewiesen. Ich muß festhaH.en, daß dieser An- Berichterstatter Abg. MARCHSTEINER:
trag :den Tatsachen. en~Sipncht, und zwar dl.e Hohes Haus! Nach ,eingehender Erörtemng
derzeIt bestehen,. die In der Vel~gan:genheJt des IBudgetpfOlvisoriums erübrigt es skh meines
waren und auch H: ZUlkunft bestehen werden. Erachtens, den Ihnen zur Kenntnis ,g,ebrachten
Ich gl.aub~, daß '?leSer Antrag ~:uch von der Antr.ag des Finanzausschus,ses noch einmal
Lande~regIerung 111 Zuk~nft. bef~rwortet wer- vorzulesen. (Zustimmung.)
den 'Wud, oder sagen WIr IIll1 Smne des An- Als Ber.ichterstatter danke ich für das in der
trages ·die iL~ndesr~gier'Ul1g 'ha~deln w~.rd. Debatte z'um Ausdmck gebr,achtelnteresse der

Zu .~em dl11tten Ant~ag, der d:e Fortfuhrun~ Mitglieder des Hohen Hauses, das wieder ein-
des ~le?eraufbau.~s .1l1 der Ze'lt :?es Hudge,- mal bewiesen hat, daß Sie ,gewillt sind, am
pwvlsonums ermogltchen .und dafur Vorsorge Bestande und Wiederaufbau unseres Vater-
treffen soll, habe lieh zu erklären, ·daß die landes mitzuwirken.
Landes,reg,ierung .'ho~ft, auch im Rah~en der Ich bitte, dem Antrag des finanzausschusses
dem ..H'Ud~~tprovlsonum z~gmnde. hegenden die Zust:immung zugeben.
Betrage fur d:.n not'We~dlgen Wwdemufbau Hinsichtlich der Anträge des Herrn Landes
v?rsor.?"en z,~ k.onl1'en. Sie vedang.t als~. vom rates Oenner empfehle ich die Ablehnung des
medeTost~rr,eIehlsclr~.n ~andtag. dlesbezugheh Antrages 1 und die Zuweisung der Resol.utions-
ke1l1e weItere E~mac~hglun;g. Wenn .. es ab~r anträ,ge 2 und 3 an die Landesregierung.
dennoch notwendIg sem sollte, dann konnen Sie PRA··SI·DENT (Ab t· "b' d. h t . d ß d' . d .. t . h' h ,., . ! S lnunung u er eilvers!C' er se!Jn, ,'a 'Je nI'e 'eros errelc ISC e A t d F h) A
Landesregierung zeitgerecht mit einem solchen n rag es tnanzaussc usses : n g e-
Verlangen an Sie herantreten wird. Wir hoffen n 0 m m ~ n... .
aber, daß es im Rahmen des IBud,getproviso- (Absitmmung uber den ResolutlOnsantrag 1
riums möglich sein wird, wenn es dazu 'kom- des Landesrates Genner): Abgelehnt.
men wird, die notwendig'sten Vorsorgen für (Abstimmung über die Zuweisung der Reso
den Wiederau.fhau treHen zu können. Ich lutiollsanträge 2 und 3 des Landesrates Genncr
möchte also sagen, daß dieser Antrag im an die Landesregierung): A n g e 11I 0 m m e n.
Rahmen der Landesregi,erung ededigt werden Ich bitte .nun den Herrn A'bg. K re i ne r,
kann. die Verhandlung zur Zahl 18 einzuleiten.

Ich möchte aber auch darauf hinweisen und Berichterstatter Abg. KREINER: loh ,habe
bitten, daß man über die vomussichtliche Ge- namens des Sclrulauss·chusses über die Vorlage
staltung des niederösterreichischen Reehnungs- der Landesreg,ierullg, betreffend! das Landes
abschlusses für das Jahr 1949 noch keine gesetz über den Religionsunterricht in der
Prophezeiungen machen soll. 'Es ,ist immer der Schule, zu ·berichten.
Verdacht ausgesprochen worden, daß die Län- Hoher Landtag! Am 13. Juli 1949 wurde
der in einer besseren finanzieHen Lage sind als ein Hundesg'esetz beschlossen, welches den
der Bund. Ich habe mich heute 'bemuht, Ihnen Rel.igionsunterr:icht in unseren Schulen regelt.
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Damit dieses Gesetz nun auch im Lande
Niederösterreich in Kraft treten kann, ist ein
mit ,diesem Bunde9gesetz übereinstimmendes
Landesges.etz notwendig. Das Bundesgesetz
vom 13. Juli 1949 besagt im wesentlichen, daß
,der Relig1ionsunterricht Pflichtgegenstand ist.
Es besagt weiter, daß die Eltern zu Beginn
eines jeden Schuljahres das Kind von der Teil
nahme am Religionsunterricht schriftlich ab
melden können. Es besagt ferner, daß Schüler
über 14 Jahne diese Abmeldun;g vom 'Rehgion'S
unterricht selbst vornehmen können.

Ein weiterer Inhalt des vorliegenden Gesetzes
ist, daß der Religionsunterrioht durch die
Kirche bzw. durch 'Religionsgemeinschaften
selbst besorgt, geleitet wird und daß als
oberste Aurfsichtsbeh'örde das Bundesministe
rium für Unterricht gilt. Weiter wird in dem
Gesetz betont, daß zur Leitung des Religions
unterrichtes entweder eigene Religionslehrer
angestellt oder voraussichHich OrtsSieelsor:ger
von der Kirche bzw. von der' Religionsgemein
schaft ibestellt werden.

Weiter beinhaltet das in Rede stehende Ge
setz, ,daß di,e an öffentlichen Volks-, Haupt
und So'nderschulen anges,tdlten Religionslehrer
Landesbedienstete SÜld. Auf sie finden ebenso
wie für die Vertragslehrer die an öffentlichen
SchuIen geltenden Vorschriften des Dienst
und Besoldungsrechtes Anwendung. Hingegen
w,ird durch die BesteHung zum RehgionsIehrer
durch die Kirche kein Dienstverhältnis mm
Lande begründet. Diese letztgenannte Gruppe
erhält für ihre Lehrtätigkeit an öffentlichen
Schulen nach den Ansätzen ,des iEntlohnungs
schemas 11 L des VertragsbediensteJ.engesetzes
1948 eine Entschädigung. -

Das Gesetz besagt ferner, daß für die Reli
gionslehrer an Volks-, Haupt- und Sonder
schulen der B.und den Besoldunlgs,aufwand
trägt. Diese Besoldung kann frühestens am
1. Jänner 1950 erfolgen.

Nachdem, wie gesagt, zum InkrafttTeten
dieses Gesetzes ein mit dem Bundesgesetz über
einstimmendes Landesgesetz notwendig ist, be
antragt der Schulausschuß, der diese Gesetzes
vorlage beraten hat (liest):

Der Hohe Landt,ag wolle beschließen:
,,1. Der beiliegende Gesetzesentwurf (siehe

Landesgesetz vom 14, Dezember 1949) wird
genehmigt.

2. Die Landesregierung wird angewiesen, die
Durchführung des Beschl.usses zu bewirken."

2. PRÄSIOENT: Zum Worte ist niemand
gemeldet, wir kommen zur Abstimmung.

(Abstimmung über den Wortlaut des Ge
setzes, über Titel und Eingang des Gesetzes
und über das Gesetz als Ganzes sowie über

~~----- --------- ---

den Antrag des Sdzulaussclzusses): A n g e
nommen.

Ich ersuche den Herrn Ab,g. Ger h art I,
die Verhandlung zur Zahl 23 einzuleiten. .

'Berichterstatter Abg. OEHtHARTL: Ich
'habe namens des Schulausschusses üher, die
Vorlage ,der nö. Landesregierung, betreffend
den Dienstpostenplan 1949/50 für die öffent
lichen Voliks-, Haupt- und Sonderschulen
Niederösterreichs, zu hericMen.

Hohes Haus! Die Vorlage wurde mir .11s
Berichterstatter erst am NachmiHag in der
SitZ'Ung des Schulausschusses zugewiesen. Ich
bin deshalb nicht in der Lage, frei über die'Se
Vorlage zu sprechen, sondern begnüge mich
mit der Verlesung des Berichtes der Landes
regierung.

Gemäß § 4, Abs. (2), des vom Hohen
Hause bereits beschlossenen Lehrerdienst
hoheitsgesetzes ist aHjährlich der Dienst
postenplan für die Pilichtschullehrer spätestens
gemeinsam mit dem Landesvoranschlag zu
beschließen.

Gemäß dem Weisungserlaß des Bundesmini
steriums für Unterrioht vom 10. März 1949,
Zl. 7983 IV/17a/1949, der mit Rücksicht auf
die angespannte staatsfinanzielle Lage größte
Sparsamkeit bei Erstellung des Dienstposten
planes zur unabdingbaren Pflicht macht,
wmde der Dienstpostenplan für das Schul
jahr 1949/50 vom Landesschulrat für Nieder
österrei.ch im Einvernehmen mit dem Landes
amt VIH/1 erstellt und am 7. Juli 1949 dem
Bundesminister,ium für Unterricht zur Vor
genehmigung im Sinne des § 6 des Lehrer
dienstreohts-Kompetenzg'esetzes vom 21. April
1948, BOBL Nr. 88, vorgelegt. Diese Vor
genehmigung wurde inzwischen hereits erteilt.

Durch die Genehmigung des bienstposten
planes werden die Voraussetzungen geschaffen,
um die Pflichtschullehr;er durch Eil1'weisungin
die vorhandenen Dienstposten in die neuen
Personalstände überführen zu können.

Der vorliegende U,ienstpostenplan erstreckt
~ich auf 1198 Volksschulen mit 3819 Klassen.
149 Hauptschulen mit 946 Klassen, 2 SOinder~
schulen und einzelne Hilfsklassen. Die Sc'hüler
zahl ist im Landesdmchschnittan Volks
schiden 34,6, an Ha1uptschulen 33, an 'Sonder
schulen 20,8. ,Da die Schülel1durchschnittszahl
an Volks- und Hauptschulen üher 30, an
Sonderschulen über 15 liegt, kann gemäß § ö,
Abs. (1), lit. b, ,des Lehrerdienstrechts-Kom
pej.cnzgesetzes die Zlustimmun;g seitens des
Bundesministerilums für finanzen nicht v'er
weigert werden.

Der Dienstpostenplan weist insgesamt
1(J08 Dienstposten für Hauptschullehper aus,
da1von 149 Posten für Hauptschuldirektoren.
ferner sind 3887 Dienstposten für Voliklsschul-
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lehrer vorgesehen, wovon 1079 Dienstposten
als Leiterposten z,u gelten haben. 185 Volks
schullehrel1posten sind mit einer Hauptschul
lehrerzula:g'e verbunden, da auch Volksschul
lehrer an Hauptschulen in Verwendung stehen.
fürvollbeschäftilgte Handar:be,itslehrerinnen
sind 311 Dienstpost,en und für vollbeschäftigte
f remdspmchenlehr,er 35 Dienstposten veran
schlagt. Außel1dem sind 192 iDienstposten für
vollbeschäNigte Vertragslehrer entha]t,en.

Zu dies,en Dienstposten kommen noch
2147 Unterrichtsstunden in weiblicher Hand
arbeit, 376 f rerndsprachenstuuden und
174 Stunden in Kurzschl1i ft undsoiIl'stig,en
f reigegienständen für nicht 'vollbeschäftigte
HandarbeitsIehrerinnen und Nebenlehrer.

für das letzte Drittel des Jahres 1950, das
zweoks Übergang zum Kalendenjahr . mitver
anschlagt wird, ist die Vermehf'ung um zwei
Volksschulen uudeine Hauptschule, damit
auch eine kleine ErhöhuIIIg der Dienstposten
vorgesehen. Diese wird jedooh durch Hemb
setzung der Vertragslehrerposten zum Groß
teil wieder ausg'egHchen.

Die Anregungen der Gewenkschaft,di,e ge
meinsamen Leitungen an Volks- und Haupt
schulen bzw. ,an Knaben- und Mädchenschulen
auseinanderzulegen, können nur individuell
durchgeführt werden, 'um die sich ergebenden
räumlichen Schwief'i!gkeiten, 'Welche unvermin
dert weiter bestehen, z,u vermeiden. Durch
Schaffung neuer Leiterwohnungen, ni'f{~ktions

kanzleien und Konferenzzimmer wäre eine
Neubelastung der ,Gemeinden ;gegehen, welche
mit Rücksicht auf die finanzielle Lage di,esen
nicht· z,u;gemutet werden kann.

Um 'die Überführung der :Lehrpersonen in
die neuen Personalständie nicht zu verzögern,
l,egt die Landesregierung den Dienstposten
plan 1949/50 für Volks-, Haupt- und Sonder
sohulen. in Niederösterreich dem Landtag zur
BescMußfassun,g vor.

Der Schulausschuß ist mit iiberwieg,ender
Mehrheit z,u folgendem Antrag gekommen
(liest):

Der Hohe Landt,ag wolle beschließen:
,,1. Der vorliegende Dienstpost,enpl an

1949/50 für die öffentlichen Volks-, Haupt
und Sonderschulen Niederösterreichs wird ge
nehmigt.

2. Die Landesregierung wil'd beauftragt,
wegen Durchfühmng dieses Beschlusses das
Erforderliche zu veranl,assen."

2. P,RÄSIDENT: Ich 'eröffne darüber die
Debatte. Zum Worte gemeldet ist Herr Landes
rat Genner.

Landesrat Abg. OErNNE,R: Hoher Landtag!
Der vorliegende Dienst1postenplan bedeutet
zweifellos eine Verschledht,erung gegenüber

dem Dienstpostenplan des vodgen Jahres, eine
Verschiechterullig ,in beZUg! auf die Zahl der
Schulkl,assen ,und der Uienstposten Üibe~hali'pt.

Ich unterlasse es absichtlich, Zahlen zu
nennen, weil ich aus der Debatte im tSchulaus
schuß den Eindruck gewonnen hwbe, daß über
haupt keine 'verläßHc'hen Unterl.a,gen 'Vorhan
den sind. Es wurde festgestellt, daß beim vor
jährigen Dienstpostenplan di,e Zahlen über
haupt nicht stimmen. Sicherlich ist hier schon
eine ,Verschlechtemng eingetlreten.Man muß
bedenken, daß der Herr Einanzminister weitere
Sparmaßnahmen plant, die eine weitere Ver
schlechterung des Schulwesens in Nied!er'Öster
Tleich bedeuten.

Der Herr L'andeshauptmannstellvertreter
Popp, der nicht so wieüch im Schulausschuß
gesessen ist, 'hat ,als stärkstes Angument ange
führt, daß man di'e Vorlage verabschieden soll,
weil die Zeit drängt. leh glaube, daß sich der
Landtag, weH es notwendi~g w,ar, besonders
angestrengt hat, damit die :Herren KoU~gen

nicht unter Umständer. noth vor dem neuen
Jahr zu einer Sitzung zusammenkommen
rnüssen.

Zweifellos ist di,ese Vorl.a,ge umstnitten. Es
wäre gewiß noch manches daw z:u sagen, weil
sogar im Schulaussohuß Vertreter der Volks
partei z,iemlich nahe an meine Seite ,gel1üokt
sind. (Heiterkeit.)

kh steUe daher im Namen meiner Partei den
Antrag:

.Der Hohe Landtag wolle beschließen:
,,1. Der vorli~gende Dienstpostenplan

1949/50 für die' ö:ff.entlichm Volks-, Haupt
und Sonderschulen Niederösterrei,chs wird ab
geIehnt.

2. Die Landesregierung wird heauftm-gt,
einen 'neuen Dienstpo-stenplan ,unter Vermei
dung jeder VerschlechteI1u'tl;g gegenüber dem
Dienstpostenplan 194,8/49 bezüglioh der An
zahl der 'Schulklassen, dier durchschnittlichen
Schülerzahl pro Klasse und der Zahl der
Dienstposten einzubringen."

PRÄSIDENT: Zum Worte ,g,elangt Herr
Abg. H:i I gar t ,h.

Abg. HI'LGARTH: Hohes Ha'us! Es ist
richüg, daß im 'Schulausschuß über die Vor
lage des Dienstpostenplanes 1950 für die
Lehrerschaft an denPfhchtschulen NIeder
österreichs eine Debatte abgefü!hrt wurde. Die
Lehrersohaft Niederösterreic'hs wartet seit vier
Jahren aluf ihre Pragmatisierung. Die Grund
lage dieser Pragmatisierung ist die Vorlage
eines Dienstpostenplanes. ,Es wirod trotz aller
Schönheitsfehler, ,die unter Umständen im
Dienstpostenplan aufsch~inen, für die Lehrer
schaft von ,großer Wichtigtkeitsein, daß er
trotz alledem beschlossen wird, weil damit die
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weitere GestaUun:g des Rechtsverhältnisses der
niederösterwichischen Lehf'erschaftgesichert
wird. Wenn der Diens~posteniplan für das
Jahr 1949 :noc<h in Kraft wäre, dann könnten
wir 'Über <den Al1itmg des Herrn Landesrates
Genner eine Entscheidung treffen. Aber die
Situation hat sich dadurch wesentlich geändert,
daß der Dienstpostenplan 1949 mit lEnde des
vergangenen Schuljahres ahgetaufen <ist. Da
mit hat sich eine Lücke er,g,eben. Nach wie
vor stehe ich auf dem St1andpunkt, daß es gut
und vorteilhaft wäre, wenn man den Dienst
postenplan nicht nach der Schülerzahl im Juni
des vorhergehenden Jahres erstellte, sondern
nach den tatsächlichen Ziffern, so wie sie sich
bei Beginn des Schuljahres im September bzw.
im Oktober er:g,eben haben.

Es ist Tatsache, daß der Ruf nach Prag
maNsierung in der niederösterreiohischen
Lehrerschaft das ,Hervorstechendste ist. Aus
diesem Grunde wird auch unsere Gmppe
diesem Dienstpostenplan zushmmen.

PRÄS,IiDENT: Zum Worte !gelangt Herr
LandeshauptmannsteHvertreter Pop p.

LandeshauptmannsteHvertreter POPP: Hoher
Landtag! Gestatten Sie, daß ich als z'ustäu
diger <Referent einige sachliche Bemerkun:gen
zu dieser Vorlage mache.

Der Herr Abg. Gel1'ner liebt ja manchmal
große Worte. ,Ich habe ihm heute mit Ver
gllJügen Igelauscht,als er seine Ausführungen
über ,Mistdbach his Wien zum Bll'dgetprovi
sorium ,gebracht und nun zum Dienstposten
plan erklärt hat, daß dieser die Gefahr des
Abbaues nach sich ziehe. Ja, ,er hat sogar
gemeint, wenn man an der Schule spart, dann
werden dafür Kasernen gebaut. Lieber Ab
g<eordneter Genner, vorläufig werden Kasernen
in Ungarn ,und in der Tschechoslowakei ge
baut. (Rufe: Sehr richtig!) Warum schweifst
du immer in die Ferne, wenn die iDinge so
nahe liegen?

Der Dienstpostenplan ist auf Grund des
Lal1'desdiensthoheitsgesetzes, § 4, zu erstellen,
und zwar aHjährli.ch, wie es ,in den Bestim
mungen heißt, spätestens mit dem Voranschlag.
Nachdem wir heuer den Voranschlag nicht
rechtzeitig erledigen konnten, ist es zweifellos
notwendi.g, ,diesen Dienstpostenplan noch vor
Jahresabschluß zu erstellen. Wir haben ja
auch, wie der Herr Referent schon darauf ver
wiesen hat, im sogenannten Lehf'erdienstrechts
Kompetenzgesetz die Befugnis f,est'gelegt, die
besagt, daß das Land im eigenen Wirkungs
kreis den Dienstpostenplan erstellen kann,
wenn die Ourchschnittszahl der Schüler an
Volks- und Hauptschulen nicht 30, an ISonder
sehulen niCht 15 übersteigt. Nun ist eine solche
ZiHer sehr oft nur Theorie. IDer Schiülerstand

wird in den einzelnen Schulbezirken erhoben.
Ich stimme hier mit Herrn Abg. Hilgarth 'Über
ein, der da sagt, wir haben die notwendigen
Grundlagen, weil die Vorarbeiten bereits im
Sommer begonnen haben. Zu Beginn des
Schuljahres, spätestens .aber am 1. Oktober
ergeben sich aber natur,gemäß Veränderungen
in der Schülerzahl.

Ich [kann feststdlen, daß der Sohülerstand
im Zeitpunkt der Erstellung des Diens~posten

planes für die Volksschulen 132.277 Schüler
betr.aigen hat und daß mir heule der ,Landes
schulrat die MiHeilung gemacht 'hat, daß der
Schülerstandam 1. Oktober 129.149 Volks
schülerau~weist, so daß sich also ein Minus
v'Ün 3000 SchiÜlerner,gibt. Wenn ich das scht
I11a'tlisieren könnte, wäre das sehr einfach. Allein
ich weiß, daß man das praktisch nicht machen
kann. Bei einer Schematisierung würde man
unter Umständen auf 100 Schulklassen
kommen. Der Schülerstand ist bei den Volks
schulen überhaupt gesunken. Wir lhalben im
Jahre 1948 bei der Erstellung des Dienst
postenplanes 136.551 Schü!<er ausgewiesen,
weisen aber jetzt per 1. Oktober 1949
129.149 Se'hüler aus, also um fast 10.000
Schüler weniger als im Jahre 1948. Damit 'er
klärt sich zum Teil, daß die Zahl der Dienst
posten an den Volksschulen heue'r niedriger i'St
als im 'vorigen Jahre. Übrigens darf ich noch
d'arauf verweisen, daß bei den Hauptschulen
eine verkehrte Entwicklung zu verzeichnen ist.
Da sind nämlieh die Di<enstposten von 882 auf
1008, also um 126 ,gestiegen.

Dazu möchte ich noch eine iBemerk<ung
machen. Man kann nicht schematisieren, denn
wenn ich 'von einer Durchschnittsschülerzahl
von 30 spreche, so habe ich natürlich sicherlich
unterschiedliche Klassen. Wir müssen vor
allem herüoksichNg,en, daß wir im Lande
Niederösterreich a'ußeron::l1entlich 'viele ein
klassige, zweilklassige und dreiklassige Schulen
haben. Die Statistik ,des Landesschulratesaus
der letzten Zeit besagtfo!<gendes: :Wir haben
276 einklassige rSchulen, das sind 23 %, 322
zweiklassige Schulen, das sind 26,9%, 218
drdklassige 'Schulen, das sind 18 %, 128 vier
klassige ISchulen, das sind 10%, 'Und 254 Sc;hu
len, die fünf- und mehrklaslsig slind. A'uf Grund
der Größe der einzelnen Schulorte beträgt die
Schülerzahl 'Üft nur 16 und 17 Schüler, wäh
rend bei ,anderen, höher organisierten Schulen
der Schülerstand oft nicht 30 oder 34 beträgt,
wie wir das festgesetzt haben. Im 'Durchschnitt
ist in diesen Orten die Anzahl dier Schüler
40 usw. Das ist die Praxis für unser Land.

In diesem Zusammenhang kann von Abbau
maßnahmen nicht ,die Hede sein. Wenn wir
eine 'Sor,ge haben, dann ist es die, die Jung
l~hrer rechtzeitig in den Schuldienst zu brin-
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gen. Da kann lunt-er Umständen - daz,u ist zu
nächst der Landesschulrat mit seinen Vor
schlägen zuständig - erwogen werden, daß
jene Lehrpersonen, die das volle Dienstalter
erreicht haben und daher keine V,el'kürzung
ihrer PenS!ion erfahren, seIbstverständlich mit
Erreichung des 65. Lebensjahres aus den
Schuldienst ausscheiden.

Ich war selbst einmal ,Lehrer und erinnere
mioh noch daran, daß wir 'viele Jahrzehnte um
die 30jährige oder um die 3S'jährige Dienstzeit
gekämpft haben. Es soll daher auch für die
Junglehrerschaft eine rEntwicklullIgsmöglich
keit g~geben sein. Das ist das einzige, was mit
dem Dienstpostenpl,an ,nicht unmittelbar zu'
sammenhängt.

Abschließend möchte ich feststellen, daß der
Dienstpostenrplan vom Landesschulrat vor
bereitet, meinem zuständigen Amt überwiesen,
durch die Landesregierung: beschlossen und
dann dem Hohen Landtag zur Beschluß
fassung vor-gelegt wird.

Weiter möc'hte ich noch feststellen, daß auch
die Lehrerschaft durch ihre GewerkschaftSiver
treter, in der die Vertret'er aller drei Parteien
sitzen, gehört wurde und gegen den Dienst
postenplan keine Einwendung erhoben, also zu
gestimmt hat.

Die Lehrerschaft ~hat lediglich einen Wunsch
geäußert, und zwar den, daß die Leitungen in
allen Volks.- und Halurptschulen, soweit sie noch
zusammengelegt sind, getrennt werden. Wir
haben schon bei der !Dienstpostenplanerstellung
des vorigen Jahres erklärt, diesen Beschluß
können wir derzeit aus dem 'eiinfachen Gl'unde
generell nicht fassen, weil die notwendigen
Diensträume, Konferenzzimmer, Lehrmittel
zimmer usw., nicht vorhanden sind. Wenn die
Vor-aussetzun,gen geg,eben sind, wenn also die
Gemeinden die notwendigen Mittel haben, diese
Räume beizlustellen, dann steht diesem Wunsch
der Lehrerschaft unseres Landes nichts mehr
im Wege.

Nachdem die Verabschiedung des Dienst
postenplanes eine dringU0he Angelegenheit ist
- damit im Zusammenhang steht ja auch die
Definiüvstellung Ulnseres Lehrerpersonals -,
bitte ich, dem vorliegenden Dienstpostenplan
die ZusNmmung zu geben.

2. p,RÄ,srIDENT: Wortmeldungen liegen
nicht mehr 'vor, der Herr Berichterstatter hat
das Schliußwort.

BericMerstatter Abg. GEIRHkRTL (Schluß
wort): loh habe den saC'hlikhen Ausfuhrungen
de-r nebatteredner 'uicMrS rhinzuzufügen.

Der vom Herrn Abg. Genner eingebrachte
Antrag Iautet (liest):

,,1. Der vorHegende Dienstpostenplan
1949/50 für die öffentlichen Volks-, Haupt-

und ISonderschulen Niederösterreichs wird ab
gelehnt.

2. Die LanetesrQgierungi wird beauftragt,
einen neueIJI Dienstpostenpl,an unter Vermeidung
jeder Verschlechterung g~gen'Üiber dem Dienst
postenplan 1948/49 bezüglich der Anz,ahl der
Schul1klassen, der durohschinitHichen Schüler
zahl pro Klasse und der Zahl der Dienstpostcn
einzubringen."

Herr Landesihauptmannstellver-treter Popp
hat schon ausführlich dargelegt, daß die Be
fürchtungen des Herrn Landesrates Genner
nicht zutreffen, zumindestens nicht ,alUS dem
Anlaß der 'Erstellun:g des Dienstpostenplanes.

Ich beantrage daher die Ablehnung dieses
Resolutionsantrages und biHe um die Annahme
-des AntTa,ges des iSchulausschusses.

2. PiRÄSIDENT: Ich bringe den Antrag des
Herrn Ahg. Gel1lner, dessen Ablehnung der
H'err Bericht'erstatter beantragt, z'ur Ab
stimmung.

(Abstimmung über den Resolutionsantrag
Oenner): Abgel-ehn t.

(Abstimmung über den Antrag des Schul
ausschusses): An gen 0 m m e n.

Ich bitte den Herrn Ahg. Dr. S te in g ö t
te r, die Verhandlung zur Za1hl 12 einzuleiten.

ißeflicMerstatter Abg. Dr. STEINGöTTER :
Ich habe namens des iBauausschusses über den
Bericht und Antrag der nö. Landesregierung,
betreffend die Einhebung -einer Abgabe vom
Aufwand für Vengnügungen (nö. Lustbarkeits
abgabegesetz 1950), zu berichten.

-Ho'her Landtag! Zu den Abgaben, di-e die
Gemeinden einnehmen können, gehört nach
dem finanzausgleichsgesetz 1948 auch die
Abg.abe für ILustbarlkeiten, und zwar bis zum
Höchstausmaß von 25 %. Die Gemeinden haben
es selbst in der Hand, di,ese Abgabe in dieser
Höhe einzuheben oder sie zu vermindem, si-e
haben es auch in der ,Hand, einzelne ,po'S1itionen
in diesem Abg.abengesetz zu venmehren oder
zu 'vermindern. Es ist also hier der Autonomie
der Gemeinden -der weit'este Spielraum gegeben.
Aber das bishcl1i;ge Abgabengesetz hatte den
fehler, daß es nur für entgeltliche Lustbar
keiten bestimmt war, während für Lus.tbar
k-eiten, für die kein Entgelt ,geleistet wipd, bis
her eine Verordnung der deutschen Reichs
regierung g,alt. Nach dem f inanzverfassungs
gesetz sind aUe diese reichsdeutschen Verord
nungen mit 31. !Dezemher 1949 erloschen. Da
her rist es notwen~ii:g, daß der nied~röster

reichische Landtag ein neues Abgabengesetz
für Lustbarkeiten beschließ,t, nach welchem
nicht nur Ver,glllügun!gen, für die ein Entgelt
geleistet wird, besteuert wenden k-önnen, son
dern auch Vergnügungen, die ohne Entgelt
veranstaltet werden. Nachd~m Ihier bisher zwei



v,en,chißdene Rechtsnormen galten, 'ist es nun
eben notwendi~g, -daß endlich ein einheitliches
Gesetz geschaffen wird. Außerdem gilt es, in
diesem neuen Gesetz gewisse Verfahrensbestim
mungen, die natürlich voneinander abweichend
waren, weil es sich in dem einen Fall um ein
österreichisches Gesetz, in dem anderen F a1l
am ein deutsches Reichsgesetz handelte, eben
auch auf 'einen Nenner zu bringen. Das sind
alles Gründe dafür, daß dieses neue Gesetz
von der Landesregierung vorgel,egt wurde.

Mit diesem Gesetzentwurf haben sich ,die
verschiedensten Faktoren beschäftigt. So haben
zum Beispiel die Handelskammern eine Herab
setzung dieser Ab:gabe von 25 auf 15%, ja
auch gewisse Herabminderungen ,der Pausch
g,ebühren verlangt. Weil aber diesem Landes
gesetz ein Bundesgesetz zugrunde liegt, ist es
natürlich unmöglich, hierbei über die Norm des
Finanzausgleichs1g,esetzes hinauszugehen. Aus
demselben Gr'unde s,ind nach der, Ansicht
unserer Verfassungsjuristen auch ,die Anträge
der Sportvereine, sie von diesem Landesgiesetz
auszuschließen, unmöglich z:u erfüllen.

Das Gesetz ,gliedert sich in vier Ahschnit+e
und 37 Paragraphen. Die einzelnen Bestim
mungen wurden vom A'u'Sschuß eingehend
dUIchgeganlgen.

Der Verfassungsausschiuß hat nun im ein
zelnen verschiedene Anträge g,estellt, die ich
mir erlaube, hier zu verlesen (liest).'

Im § 2, lit. b) hat es anstatt " § 4,
Abs. (1), Iit c) und ,g)" zu lauten: " § 4,
Abs. (1), lit. c) undf) ..."

Im § 2, Nt. c) hat es anstatt " ... § 4,
Abs. (1), Ht. g) und m) ..." zu lauten:
" ... § 4, Abs. (1), lit. f) fund I) ..."

Im § 2, lit. e) hat esanstatt" ... § 4,
Abs. (1), üt.e) und f) ..." zu lauten:
" ... § 4, Abs. (1), Iit. cl) und e) ..."

Im § 2, lit. i) ist nach dem Wort "Dekla
matiolnen" ein Punkt zu setzen. :Der Rest des
Satzes entfällt. Der Verfassungsausscbtuß hat
sich nämlich einem Antrag seiner Mitglieder
angeschlossen, ,daß man heute, wo der Besitz
eines Rundfunks eigentlich allgemein geworden
ist, nicht gut Rundfunkapparate in Gaststätten
diescr Besteuemnlg 'unterzi'ehen kann. Der Ver
fasSiungsausschuß hat sich also, wie gesagt,
dieser Ansicht angeschlossen und beantragt,
nach dem Wort "Deklamationen" einen Pun1kt
zu machen.

Im § 2, lit. j) hat es anstatt " .. ' § 4)
Abs. (1), lit. i), j), k)" zu lauten: "'" § 4,
Abs. (1), lit. h), i), j) ..."

Im § 4, Abs. (1) entfällt lit. d). Die lit. d)
folgenden IHuc'hstaben verändern sich ent
spr'echend.

§ 4, Iit. d)erhält folgenden Wortlaut:
" . '. Ausstellungen von Museen, di'e vom
Bund, dem Lande Niederösterreich oder einer
Gemeinde erhalten werden, sowie. sonstige
kulturelle Ausstellungen, soferne letztere nicht
Erwerbszwecken ,dienen." Damit sind etwa
irgendwelche kulturelle Gemeinschaften ge
meint. So wurde z. :B. jetzt dar,auf hin
gewi,esen, daß in St. Fälten Lehrer eine Aus
stellung veranstalten, die man auch nicht recht
besteuern kann.

1m § 4, lit. e) sind die Worte" ... des Ge
werbes oder des Handels ..." durch di'e Worte
" . .. gewerblichen Wirtschaft und der Land
und Forstwirtschaft ..." zu ersetzen.

Im § 16, Abs. (3) ist nach dem Wort
" . " anzuschließen" ein Punkt zu setzen. Der
Rest des Satzes entfällt.

Im § 17, Abs. (1) hat es im letzten Satz an
Stelle des Wortes" ... Erstattung" " ... Rück
erstattung" zu lauten.

Im § 20, Abs. (6) hat es im ersten Satz an
Stelle der Worte"... wird erstattet ..." zu
lauten: ,,'" wird rücker,stattet ..."

Der § 21, Abs. (1), lit. b) hat zu lauten:
"b) einer Vonichtung zur mechanischen Wie
dergabe musikaliseher Stücke oder DekIama
tionen (Klavierspielapparat, Sprechapparat,
Plattenspieler, Phonograph, Orchestrion und
dergl.) wird eine P3uschabgabe nach dem ge
meinen Wert des Apparates oder der Vorrich
tung eingehoben."

iOer § 21, Abs. (4) hat zU lauten: ,,(4) Die
Abgabe beträgt für jeden angefangenen B-::
triebsmonat 1 v. H. des gemeinen Wertes."

Im § 23 hat 'es im ersten Satz anstatt ,,4 S"
,,3 S" ZIU lauten.

Im § 30, Abs. (3) sind im letzten Satz nach
den Worten" ... ,eines Monats ..." die Worte
" . .. nach erfolgter Zustellung ..." einzu
fügen. Nach ,dem letzten Satz ist noch folgen
der Satz einzufügen: "Über die Rechtsmittel
entscheidet die Landesrelgierung."

Im § 37 hat der erste Absatz zu lauten:
,,(1) Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Jän
ner 1950 in Kraft und verliert am 31. De
zember 1952 seine Wirksam~eit."

Der Verfassungsausschuß stellt ,deshalb den
Antrag, der Hohe Landtag wone beschließen
(liest) :

,,1. Der beiliegende Gesetzentwurf (siehe
Landesgesetz vom 14. Dezember 1949), betref
fend die Einhebung einer Abgabe vom Auf
wand für Vergnügungen (nö. Lustbankeits
abgabegösetz 1950) wird genehmigt.

2. Die Landesr1egierung wird' cmgewiescn,
die IDurchführung dieses Gesetzesbeschlus'ses
Z'll veranlassen."
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PRÄSIDENT: Zum Worte gelangt Herr
Abg. D u B 0 v s k y.

Abg. DUBOV'SKY: Meine Damen und
Herren! Der vorhegende Oesetzentwmf greift
in das Leben der af'beitendien Bevölkerung 'viel
fälüg ein. Ob es sicihum ei,nen Kino- oder
Theaterbesuch, den Besuch einer Sportveran
staltung oder anderer g;eseIHger Zusammen
künfte handelt, überall wiIxi durch den Ein
trittspreis als indirelde, unsichthareSteuer von
der arbeitenden Bevölkerung ein zlusätzlic'her
Steuerbetrag eing,ehoben. Die vorhegende
Gesetzesvorlagre hat, wi'e der Herr Bericht
erstatter sohon dar,auf hingrew.iesen hat, gegen
über der vorherg,ehenden den Nachteil, daß ·sie
die damaligen reichsrechtllichen Bestimmungen
über die unentgreltlichen Vemnstaltungen mit
hinein bezieht, das heißt, daß es praktisch in
vielen Dingen vom Bürgermeist1erabhängen
wird, ob er da oder .do" eine Vergnügungs
steuer einheben wird odie. nicht. Wenn viel
leicht -einmal zwei Fen,onen z'Usammenkommen
werden und schnapsen wollen, so wird der
Bürgermeister, der richti:g dahinter ist, sagen,
ihr zwei habt da ,ein Vergnü!gen und dafür
müßt ihr Steuer zahlen! Vielleicht geht er so
gar so weit, daß er von zwei ,Leut,en, die 'Vor
dem Haustor stehen und miteinander tratschen,
auch eine Vergnügungssteuer einhebt. fliüher
oder später wird es ja wahrscheinlich bei uns
noch so weit kommen.

Was dieses Gesetz im ne'gativen Sinne beson
ders ausz,eichnet, ist, daß es übenhaupt keinen
Unterschied zwischen wiriklichen Vergnügun
gen, die zlur Erholun:g der arbeitenden Bevöl
kerung dienen, und jenen Ver:gnügungen
mac'ht, ,die nur der Befriedigung der Sensa
Nonslust dienen. Hier wi'rd alles einfach ,in
Bausch ·und Bogen besteuert, ob ,es sich nun
um einen Theater- oder lBarbesuch handelt, ob
es sich um den Besuch 'eines·f reistlilringens
oder eines fußballmatches handelt. Alle
müssen gleichmäß.i-g in ,form der sogenannten
Vergnüg.ungs1steuer ihr-en IBeitrag zu der in
direkten Besteuerung der IBevölkerung leisten.
Das fÜ'hrt natürlich zu neuerlichen, schweren
wirtschaftlichen BenachteiHgulligengerade der
arbeitenden Bevölkerung. .Durch dieses Ver
gll'ügung.ssteuer~gesetz wepden j.a auch in erster
Linie die ISportveransta1tungen ,ge1:roHen.
Gegen die IBesteuerung d~r Veranstaltung,en
von professionalen Wettkämpfen ist wohl
schwer etwas einzuwenden. Ganz anders ver
'hält es sich aber 'bei der IBesteuerung der Sport
wettkämpfe von AmateUT'v'ereinen, die ja den
Sport nicht hetreiben, um eine Einnahmequelle
für einzelne zu schaffen, sondern die den Sport
zur Gesunderhaltung dies Kürpers betreiben.
Hier z,eigt sich nun das Unsorziale dieser Steuer

besonders haß, denn anstatt die Gesunderhal
tung unseres Volkes zu ~örde'fll, wird dJurch
diese Steuer den AmateuTsportvereinen ihr
Betr.ieb mehr oder weniger ·unmöglich gemacht.
Wir müssen nur einmal schauen, was diese
Sportvereine für Aus1lagen haben. Wir brau
chen uns da nur einmal d·ie Ver,anstaltungen
der Fußballverei'ne zur niederösterreiahischen
Meisterschaft her~unehmen. Viele tausende
Kilometer sind diese Vereine herumgefahren,
um ihre Wettkw11IIpfe auszutragen. Ja, 'Von wem
werden die hierzu erforderlichen Mittel auf
gebracht? Es handelt sich 'hier meistens um
Arbeiter oder um IBauernsöhne, die ,sich sport
lich betätigen 'Und die nur über ein geringes
Einlkommen verfügen. Sie selbst sind nicht in
der Lage, die Mittel aufzubringen. Diese Ver
eine sind nur so .in der ILage, die notwendigen
Mittel aufzubringen, wenn sie Einnahmen aus
Besucher,gebühren erzielen. Die Möglichkeit,
daß dies,e Sportvereine von der Lustbarkeits
steuer befreit werden Ikönnkn, sieht das vor
liegende Gesetz aber 'Überhaupt nicht vor. Um
nun diese of:fensichtlich bev'Ölil~erungs'Politisch

schädlichen Bestimmungen dieses Gesetzes aus
zugleichen, gestatte ich mir, zwei Anträge zu
dem vorliegenden Gesetzentw:urf ZIU .stellen
(liest):

,,§ 2, lit. j) hat zu lauten: Professional
sportveranstaUungen aller Art, soferne sie
nicht unter die A·usnahmebestimmungen des
§ 3, Ahs. (1), lit. e), des § 4, Abs. (1),
lit. i) ..."

Das ist der eine Antrag.
Der zweite Antrag lautet (liest):
"lm § 3, Abs. (1) ist lit. e) einzufügen mit

dem Wortlaut:
AUe AmateurspO'rtveranstaltungen, aUJ:h

dann, wenn ein eventueller Reinertrag erzielt
wird, dieser jedoch ausschließlich sportlichen
Zweoken zugeführt w,j,rd,"

Es ergibt sichdi1e Möglichkeit, bestimmte
Ausfälle dieser SJ.e'iler diad!uwh wettz1umachen,
daß die sehr schwache Blesteucmng der Bars,
Nachtlokale 'Und ä''h'nlicher Verg,nügiu:ng,sstätten
entsprechend erhöht wird. (Abg. Endl: In
Niederösterreich haben wir ja keine!) Ich weiß,
daß Sie davor Angst haben, denn wenn die
Bars ihre Pforten schließen müssen, dann
werden die Theater geöffnet. Dafür sind Sie
aber nicht zu haben und deshalb sind Sie nicht
Hir die notwendi,gen Änderungen dieser 'Üe
setzesvorlnge gewesen.

Dieses Gesetz ist in seiner Gesamtheit nur
ein Teil dessen, was die arbeitende Bevölkerung
an Steuern wirklich leisten muß, und zwar an
indirekten,an unsichtbaren Steuern!

Herr Landesrat Müllner hat heute darauf
hingewiesen, was für neue Opfer dem Lande
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und den nieder'Österreichischen Gemeinden vom
finanzminister auferlegt werden. Er hat weiter
darauf hingewiesen, daß hiier alle Kräfte an
gespannt wel1den müssen, um ,diese Lasten
tragen zu können. Hier ist der Weg, der ein
geschlagen werden süll. Nach außenhin erklärt
zwar der Herr finarrzminist'er, eine Senkung
der Einkommensteuer durchzuführen, und auf
der anderen Seite werden die Gemeinden ge
zwungen - der finanzministier geht darauf
aus -, neue St'euern zu schaffen oder be-

.stehende Steuern zu erhöhen. Die Lage der
niederösterreichischen Gemeinden ist doch be
kanntlich äußerst trist und wenn im Verfas
sungsausschuß angeführt wurde, daß es sich
bei diesem Gesetz letztlich nur um "Kann
bestimmungen" handelt und es vom Belieben
der einzelnen Gemeinden abhängig ist, ob die
volle Wiriksamkeit des Gesetzes winklich ein
tritt, so wissen wir doch alle, wie diese "Kann
bestimmungen" ausschauen. Wenn auf der
einen Seit1e aus der Gemeinde soviel heraus
geholt wird, daß fast übenhaupt jede Tätigkeit
unterbunden wird, dann muß diese Kann
bestimmung zweifellos zu einer Mußbestim
mung werden. Wir erleben 'es ja täglich und
i'lnmer wieder, wie Karrnbestimmunlgen in
Mußlbestimmungen umgewandelt werden. Die
Gemeinden müssen ihren ßeitrag zum Schul
baufonds leistcn unabhängig von der Höhe
der Hebesätze für ihre Grund- und Gewerbe
steuer. Aber sucht dann eine Gemeinde um
Mittel aus dem ,Schulbaufonds zur Errichtung
einer Schule an, dann ist die erste frage, be
vor überhaupt verhandelt wird: Habt ilhr schon
eure Grund- und Gewel1besteuer auf die volle
Höhe gebracht? Da,s zeigt mir, daß dieser Weg
aller Voraussicht nach auch bei der Vergnü
gungssteuer eingeschlagen werden wil'd. Es
zeigt 'und bestätigt nm, daß hier 'Über den Um
W<og ,der Gemeinden versucht wepdensoll, d"r
arbeitenden Bevölkerung neue Opfer aufzu
legen.

Wir sind nicht gewillt, für ein Gesetz zu
stimmen, das neuerdings das Realeinkommen
,der arbeitenden Bev-älkerung: herabsetzt, für
ein Gesetz, das keinen Unt'ersClhied macht zwi
schen Veranstaltungen, die ausschließlich denl
Vergnügen dienen, 'und Veranstaltungen, die
der Er'haltung der Volksgesundheit dienen.

PRÄSIDENT: Zum Worte gemeldet ist
Herr Ahg. Wo nd r a k.

Abg. WONDRAK: Hoher Landtag! Es ist
bedauerlich, daß auch diese Gesetzesvorlage
vom Herrn Kollegen Dubo'vsky dazu benützt
wird, um hier Versammlungsreden zu halten,
Reden, die man bei einer .ernsthaften Beratung
eines Gesetzes doch nicht Ihaltcn sollte. Es ist
ja unrichtig, wenn man sagt,daß es sich hier

um eine neUe Steuer 'handelt, wenn man sagt,
daß damit auf das Realeinkommen 'der Arbeiter
und Angestellten ein neuer Druck ausgeübt
wird und daß hier in der Ivenkapptesten ·forlm

Steuer der arbeitenden Bevölklerung auf
gezwungen wird, die sie als schmerzlich und
als sehr drückend empfindet.

Wir dürfen feststellen, daß dies,e Lustbar
keitsahgahe in Niederösterreich bereits seit dem
Jahre 1926 eingehoben wird. Auch die folgen
den reichsrechtlichen Bestimmungen und die
Bestimmungen, die nach dem Zusammenbruch
für 'uns gegolten haben, haben ,im Wesen an
dem, was bereits im Jahre 1926 in dies!em
Hause beschlossen wordcn ist, nichts geändert.
Man kann auf keinen fall sagen,daß hier
eine Steuerl,ast auferlegt wird, weil der Besuch
einer Lustbarkeitsveranstaltung im wesent
lichen doch auf dem freien Willen der Bevöl
kerung fußt und sich daher ohne weiteres
dieser angeblichen Steuer entziehen kann.

Es ist auch falsch, wenn argumentiert wüd,
daß mit dieser Steuer der Sportbetrieb, der
Masscnsport,die körperliche und geistige Er
tüchtigung der Jugend in Mitleidmschaft ge
zogen wird, weil der Übungssport auf keinen
fall abgabel1lpflichtig ist. Di,e Übungsveran
staltungenin Turnhallen, in 6chwimmvereinen,
das Trainingsspielim fußball und HandbalJ,
niemand denkt ,d:aran, daß für diese wirkliche
kÖfiperliche :Betätig'lillg eine Abgabe eingehoben
wird. Was best:euert werden soll, sind 'lediglich
entgeltliche Veranstaltungen.

[s wäre schön, wenn es so wäre, wie Kol
lege Duhovsky sagt, daß aUe diese Einnahmcn
dazu verwendet werden könnten, um Sport
stättcn zu baucn oder um überhaupt in großcn
Zügcn die körperliche Ertüchtigung der Jugend
zu fördern. Jeder, der die Praxis, vor anem im
Fuß,bal'l, kennt, weiß, daß ganz große Beträge
für Zwec'ke ausgegeben werden, die mit sport
licher Ertüchtigung übel1haupt nichts z'u tun
haben. (Zustimmung.)

Wenn wir diese Dinge berücks'ichtigen, dann
müssen wir sagen, daß hier im wesentlichen ja
doch eine Abgahe eingehoben wird, die di.:
Gemeinden zweckmäßig verwenden können.
Wir haben uns schon im .finanzausschuß
bemüht und vor allem ,durch die Äußerungc'l
des VerfasSiungsjuristen Dr. Prader ,d,em Kol
legen Duihovsky nachzuweisen verslIcht, daß die
forderungen, ,die er an uns stellt, eigentlich
an die unrichtige Adresse gerichtet sind. Denn
nach den Bestimmungen des finanzausgleich,,
gesetzes ist es im freien Beschluß.rechtder
Gemeinden gelegen, üher diese Dinge zu ent
scheiden. Ich kann aus meiner eigenen Erfah
rung sagen, daß Turnhallen, Sportplätz.e und
sonshge sportliche Einr,jchtul1Igen seitens der
Gemeinden mit Beträgen gefördert werden, die

I
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weitaus über di,e Einnahmen aus den Ahgaben
für Vergnügungen hinausgehen. Es ist nicht
so, daß mit dien Steuergroschen, die die Sport
vereine zahlen, die Gemeinden vi'elleicht große
Sprünge maahen k,önnten. Es ist auch ein
Widerspruch daringellegen, wenn der Kollege
Dubovsky sagt, wie schlecht es den Gemeinden
geht, und wenn er gleichzeitig d~fiÜr ist, daß
den Gemeinden ei'n Teil ihrer Einnahmen weg
genommen wird. Es ist nicht möglich, zwei
Herren Igleichzieitig zu dienen. Man muß immer
trachten, wie man die vorhandenen Möglich
keitenausschöp:fen kann. Wir wissen a'1s Prak
tiker, die im Leben st>ehen, daß der Weg hübsch
in der Mitte durchgeht und daß alle Dinge,
die auf dem Flügel Hegen, n!icht recht vertret
bar sind. (Zwischenrufe. - Der Präsident gibt
das Glockenzeichen.)

Ich möchte nur noch betonen, ,deß die Sache,
die ich hier ganz ikurz geschildert habe, aurh
von anderer Seite in gl,eicher Weise beurteilt
wirlCl.. So lese ich zum IBeispiel in einer Sport
zeitung, daß am 24, NOlvem1ber, also erst vor
wenigen Wochen, eine Sitzung des Bundes
sportrates unter dem Vmsitz des Bundesmini
sters für Unterricht, Ur. Hurdes, stiattgefunden
hat 'und daß dort eine Reihe von Besc'hJrüssen
gefaSt worden sind:. Diese iB:eschlüsse - ,die
Herren scheinen dort richNg beraten ,gewesen
zu sein und, soweit ich weiß, sind auch ,die
Vertreter (zu den Linkssozialisten g'ewendet)
Ihrer Partei dahei gewesen - sind ,ganz
richtig gefaßt worden. Es wurde nämlich be
schlossen, die rHeraibsetzung der Lustbarkeits
abgahe für Amateursportveranstaltungen bei
den Städten und Gemeinden zu erwirken. Die
Leute wissen, daß eben nur die Gemeind~n

dazu veranlaßt wenden rkönnen, diese Abgabe
so weit herabzusetzen,als es mit ihr'em Ge
samtbudget verträglich ist.

Wilr dürfen nicht 'ver,gessen, daß es andere
Veranstalter und Steuerzahler gibt, di'e unge
fähr foIgenrdenmaßen reden: "Da schaut nur
auf die Sportplätze, da kommen mehrere tau
send Menschen zusammen, dort wird dem
Spielerkauf gehuJ,d:igt, mit tausenden: Schil
lingen wird 'um Menschen gehandelt. Nachher
gibt es allerhand Dinge, die mit! sportlicher
Ertüchtigung nichts mehr z'u tun haben. Diese
Veranstaltungen sind aber steuerfrei, und von
uns quetscht man die letzten Groschen als
St'euer heraus!"

Es gibt Menschen, die nicht absolute An
hänger des fußballs sind. Ich bin wohl jeder
zeit dafür eingetreten. Ich glaube, die Stadt
StÜ'ckerau hat auf diesem Gebiet Muster
gültiges gleleistet. Ich ikenneaber die Grenze
ganz genau und weiß, was Sport ist und was
mit Sport nichts mehr zu tun hat. Wenn wir
die Seuche des Spo'rttotosanschauen, dann er·

schüttert das jeden tief, .der wirlk:hch etwas für
Sport und Körpenkultur übög hat. Jetzt
spielen nicht mehr 22 auf dem !Spielfeld iund
Tausende schauen zu, sondern es werden auf
dem grünen Tisch rSpO'rtlkombinationen, Tips
zusammengestellt, aber nicht, ~UJm den 'Sport zu
fördern,sondern in d~r Hoffnung, ,ei'nen per
sönlichen Gewinn zu erzielen. rDas sind natür
lich A,uswüchse, die man in diesem Zusammen
hang bedauern muß.

Ich möchte daher abschließend folgendes
sagen: Es handelt sich hier nich t um eine neue
satanische Edindlung der SteuerwiIIkür des
Landes oder der Gemeinden, sondern es ist ein
Gesetz, das bereits drieizehn Jahre alt ist und
auf Grund legislatiiver Umstände neu he
schlos,sen wird. Ich glaulbe daher, daß wir das
machen können.Wi'r werden an das Sportver
ständnis der Gemeindevertretungen appellieren,
dJie Handhabung dieses Gesetzes hlJ der form
durchzuführen, daß Ik'eine Unl1echtmäßigkeiten
und keine ,Härten dillbei heraluskiommen. Wenn
wir das so handhaben, ibin ich überzeugt, daß
das Gesetz wie schon 'bi,sher auch in der Zu
kunft seinen Zweck erfüllen wird. (Beifall bei
den Sozialisten.)

IPrRÄSIiDlENT: Zum Worte gelangt ·Herr
Abg. KU! c h ne r.

Ahg. KUOHNER: Wenn ich zudem vor
liegenden Lustbarkeitsabgabegesetz einige
Worte verlieren darf, so möchte ich di,e Sache
von ,einem ganz anderen GeSii'chtspunkt aus
hetrachten,als er 'bisher z'um Ausdruc!k ,ge
bracht wurde, :und zwar von einem Oe'sichts
punkt, der in den Kreisen der linken Seite
dieses Hohen ,Hauses vieUeicht nicht tbesonders
freundlich aufgenommen wird. loh möchte 'Von
jenen Leuten sprechen, die durch diese Abgabe
auf das schwerste betroffen werlCl.'en. Es ist ja
sehr schön zu sagen, die rEinhebung der Steuer
erf'o'1gt f'ür die rGemeinden und das Gast
gewerbe kann diese Abgabe überwälzen. In
manchen Orten brauchen [Sie nur von Gast
braus zu Oasthiaus zu wandern und da werden
Sie sehen, daß dort nur zwei bis drei Leute
drinnen sitzen oder daß die Gaststätten über
haupt leer sind. Diese Betriebe sind durch die
ÜbertbesltC'uerung auf das hä11t,este IgetroHen,
Ich' will nicht sagen, daß die Lustbankeits
ahgabe fallen muß. Das~äre auch ganz un
sachlich, denn wenn lJllan einmal in der Ge
meindevertretung gesessen ist, weiß man, daß
die Gemeinden Einnahrmen haben müssen. Es
ist mir eine besondere f r,eude,feststeIIen zu
können, ,daß das Radiohrören von der Lustbar
keitsahgabre aus:genommen wurde. 'Es wärle ja
eine Kuriosität, das iRadio - den Apparat
kostet vielleicht 2000 S oder noch mehr - in
einem Gasthausbetdeb mit der Lustlbankeits-
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abgabe z'u hesteuern, wo doch der ,Betöebs
inhaber das Radio haben muß, um zum Bei
spiel den Aufruf nach einem Blutspender oder
die Ergebnisse dies Sporttotos usw. weiter über
mitteln zu ,können. Ich hegrüße es daher, daß
man das Radio aus der Lustbarkeitsahgabe
he,rausgenommen hat.

Die erwähnten 25 % sind an sich schon eine
sehr huhe Abgabe, die sich im übertragenen
Wirkung~reis heim Gastgewerbe äuHert, und
zwar insoterne, als die Vereine ja mit einem
Mitgliedsbeitrag von 2 S bis 3 S das Aus
langen nioht finden und daher gezwungen sind,
bei ihren Zusammenkünften in den Gaststätten
alle möglichen Wünsche und FOliderungen an
den Gastwirt zu stellen. So bringen sie sich
unter Umständen Liköre und auch das Esscn
mit, der Gastwirt soli aber dafür noch die
Lustbarkeitsabgabe und and'ere Steuern auf
hringen. Es ist bekannt, daß es jetzt momentan
nicht zu ändern ist, weil 'es im Bundesgesetz
vOligesehen ist. Wir 'hoffen aber, daß diese
Lustbarikeitsabgabe bd einer kommenden
Regelung auf 15 % herabgesetzt wird, was wir
unbedingt anstreben.

Wenn man ,die Sporthelange, die Herr Ab
gearrdneter Dubovsky hi'er angeführt hat, be
rücksichügt, hat er in vielen Dingen recht, ich
muß aber von unserem Standpunkt aus der
Auffasslung entgegentreten, ,daß jeder Bürger
meister das Recht haben soll, die Sache so zu
handhaben, daß der ;Willkür Tür und Tor ge
öffnet ist. Jeder BIÜJ.igermeister hat doch das
Recht, den Sportlern des Ortesundi der näch
sten Umgebung tunIichst ent,gegelllZukommen.

Im allgemeinen möchte ich nur noch fest
stellen, daß meine Partei - so schwer es uns
auch fälH - für die Annahme dieses Gesetzes
stimmen wird. (Beifall bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT: Die Rednerliste ist erschöpft,
der Herr BerichterstaHer hat das Schlußwort.

Berichterstatter Abg. 01'. STEINOöTTER
(Schlußwort): Hohes Haus! Es liegen zwei
Abändel'U'I1gsanträge des Herrn Abg. Du
bovsky 'Vor, und zwar (liest):

1. ,,§ 2, W. j) hat zu lauten: Professional
sportveranstaltungenaller Art, sof'erne sie
nicht unter die Ausnahmebestimmungen des
§ 3, Abs. (1), Iite), des § 4, Abs. (1),
lit. i) ..."

2. "Im § 3, Abs. (1), ist lit. e) ,einzufügen,
mit dem Wortlaut: Alle A'l11ateursportveran
staHungen, a;uc'h dann, wenn ein eventueller
Reinertrag erzi'elt wird, dieser jedoch aus
schließlich sportlichen Zwedken mgeführt
wird."

Im Sinne des Bes,c'hlusses des Verfassungs
ausschusses, der nach langer B,eratung diese
Gesetzesvorlag,e beantragt hat, bitte ich um

Annahme ,des Gesetzes so, wie ich 'es 'vor
getragen habe und um Ablehnung der Ab
ändemngsanträ,ge des Herrn Ahg. Duhovsky.

PRÄSIDENT (Abstimmung über die Ab
änderungsanträge des Abg. Dubovsky): Ab
gelehnt.

(Abstillunung: über den Wortlaut des Ge
setzes, über Titel ulla Eingang des Gesetzes
und fiber das Gesetz als Ganzes sowie fiber
den Antrag des Verfassungsausschusses): A H

gen 'om m e n.

Ich ersuche den Herrn Ahg. V e seI y, die
Verhandlung zur Zahl 15 einzuleiten.

Berichterstatter Albg. VESELY: Icb! habe
namens des VerfasslLll1igsausschusses übler den
Antrag der Ahg. Vesely, Buchinger, Erneck1er,
liainisch, Dub'O'vs1ky, Pospisc'hil und Genossen,
betreffend endliche IBereinigung der Hand
gemeill'denfr3lge, zu berichten.

Hoher Landtag! Es ist meines W;issens i'n
diesem Hause mindestens flÜnfmal der Antrag
gestellt worden, die Landesregierung möge alle
notwendigen Schritte einleiten, um die leidige
Randgemeindenfrage einer endlichen Bereini
g,ung zuzuführen. Der 'VorHegende Antrag des
Verfassungsausschuss'Cs beinhaHet ,eigentlich
wieder dasselbe.

Im November war'en es ''Vi'er Jahre, daß das
Randgemeind'enproblem anläßlich der Wahl
vom J a'hre 1945 geschaffen wUl'de. Wir wissen,
daß der damals neug'ewählte Landtag 'Von
Niederösterreic'h und auch der Landtag von
Wien :im Verl,aufe des ersten Halbjahr,es 1946
je ein Verf,assungsgesetz des Inhaltes be
schlossen hat, daß die Grenzen zwischen Wien
und Niederösterreich im Sinne der damahgen
Vereinbarungen vom Oktober bzw. November
1945 Igezogen werden somen. Auch der
Nationalrat beschäftigte sich mit di,eser frage
und beschloß ein gleichlautendes Verfassungs
gesetz. Nun wissen wir, daß gemäß den Be
st,immungen ,des AUiierten-Kontrollabkommens
Verf,assungsgesetze erst darun in Kraft treten
können, wenn aJJ,e vier Element,e des Alliierten
KontroHrates hierzu ihre Zustimmung geben.
Zu ,dem 'Vorliegenden Gesetz fehlt bis zum
heuhgen Tag die Zustimmung des russischen
Elements. Aus diesem Grunde konnte das
Oebietsändel1ungsgesetz nicht in Kraft treten.

Wir glalUlben und hoffen, daß es möglich
sein wir,d, ,im April des kommenden Jahres
Oemeinderatswahlen durchzuführen. Wenn bis
zu diesem Zeitpunkt die Randgemeindenfrage
nicht bereinigt sein solae, dann k'önnen die
80 Gemeiruden, iin denen rund 200.000 Men
schen leben, sich keine V,ertretungSikörperschaft,
das heißt keine Gemeinderäte wählen. In Wien
wurde zugleich mit der Landtagswahl auch
die Gemeinderatswahl für Wien durchgeführt.
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Hierbei konnten die Bewohner der Randgebiete
ihre Stimme für den Gemeinderat von Wien
nicht ab,g,eben. Wenn sie nun bei kommenden
Gemeinderatswahlen sich auch keine eigenen
Gemeinderäte wähJ.en können, dann erkennt
man deuHich, daß diese 200.000 Menschen
buchstäblich jenseits der Gesetze stehen. Sie
haben bereits in den abgelaufenen vier Jahren
Schädi,gungen aller und schwerster Art ge
tragen.

Ich glaube deshalb, daß es zweckmäßig ist,
daß wir den Zusammentritt des neugewählten
Landtages dazu benützen, neuerdings diese
Frage ins HoHen zu bringen. Der Verfassungs
ausschuß hat sich damit beschäftigt und der
Antrag hierz'u ist ja von allen drei Parteien
ausgegangen.

Der Antrag des Verfassungsausschusses
lautet (liest):

Der Hohe Landtag woUe beschließen:
"Die Landesregierung wird aufgefordert,

unverzüglich alle geeignet erschei'nenden
Mittel zu ergreifen, um das sofortdge Inkraft
treten des Gebietsänderungs,gesetzes zu er
winken, und mit Nachdruck die Forderung von
rund 200.000 Menschen zu vertreten, daß dem
Niemandslande, genannt Randgemeindengebi'cL
endlich ein Ende bereitet werde."

Ich kann Sie nur bitten, dem Antrag des
Verfassungs<J.lusschusses I'hre Zust!immung zu
geben.

PRÄSIDENT: Ich eröffne die Debatte. Zum
Worte g,emeldet ist Herr Abg. Bu chi nge r.

Abg. BUOHINOER: Hoher Landtag! Im
Jahre 1945 wurden die Vertreter des Landes
in den niedierösterreichischen Landtag gewä'hlt.
In den vi'cr Jahren seither ist es uns nicht
gelungen, die Randgemeindenfrage zu klären.
Und es hat auch den Anschein, daß es auch
dem am 9. Okto<herneugewählten Landtag
nicht mö,glich sein würde, di,eses Problem zu
klären.

Mein Freund, der Abg. Vesely, hat als Be
richterstatter in größeren Umrissen die nötigen
Ausführungen zu ,der Angelegenheit gemacht.
Ich möchte nur betonen, daß dieser Zustand
der Randgemeinden für die dort lebenden
200.000 Menschen zur Unertr,äglichkeit ge
wODden ist. leh erinnere mich z. IB. zurück an
die Zeit, in der wir ununterbrochen Delega
tionen zum Landesha1uptmann geschidkt haben,
um wegen der schlechten Ernährung 'Vorzu
spr,echen. Das ist nun durch die Hilfe des
Marshall-Planes vonüher; die Bevölkoerung
Niederösterreichs und mit ihr auch di,e Be
wohner der Randgemeinden können sich nun
mehr das Anstellen UIlll die kargen Nahrungs
mittel ersparen. Heute ist inS'hesonder,e 'eines,
meine Damen und Herren, was uns drückt und

was uns z.ur Urierträgl,ichkeit geworden ist: In
diesen Randgebieten hat zwar die Gemeinde
Wien sehr viel mit den Erträgnissen getan, die
ihr aus den Handg;emeinden zugeflossen sind,
trotzdem sind aber große Din,ge ,in einem Ge
hiete, das nur 25 Minuten von Wi,en entfernt
ist, leider nicht gemacht worden. Ich ikann da
her dem Lande Ni1ederösterr'eich den Vorwurf
nicht ersparen, daß ,es nicht mehr dafür ge
sangt hat, daß jetzt endlich einmal das Gehiets
ändemngsgesetz unter Dach und Fach ge
bracht wird. Wenn wir 'Von ,der Unerträglich
keit der Zustände in den Randgebieten spre
chen, dann ist es deshalb, weil diese Gebiete
eigentlich der Besattzungsmacht als Regie
rungshezii'ke zugewiesen sind. Es wird dort
von ihr die Macht riestlos ausgeübt. Ich möchte
die Herren nur auf einige Beispiele aufmerk
sam machen, wie es dort ,aussieht. So wuroe
vor kurz,em durch das Radio verkündet, daß
ein Schwerverbrecher aus dem Strafhaus ent~

sprungen ist. Gegen diesen Verbrecher läuft ein
St,eokb rief. Eines Tages hat ihn die Polizei
gefaßt und siehe da, ,es 'haben sich Herren
ge'funden, die für ,den VieDbr,echer Stellung
genommen haben und die die Polizei als
Hdmer--Gardisten bezeichnet und mit allen
möglichen Schimpfworten bel,egt haben. Die
Poliz,ei hat damit ,geantwortet, sie mö,gen sich
in Amtsha'ndl1ungen nicht einmischen. Die
Polizeibeamten . wunden daraufhin geohrfeigt.
Derjenige, der sich am meisten aufger'egt hatte,
wurde nun verhaftet. Als die Polizei mit dem
Verbrecher und dem Verhaofkten bei der Kom
mandantur Ivonheiging, riß sich der Verhaftele
los, rannte auf die Kommandantur und siehe
da, der Polizeihezirks,leitoer bekam den A,uftrag,
den Mannfreizulas'sen. Es handelte skh im
diesem FaBe nicht um ein politisches Delikt,
sondern um ein kriminelles Verbrechen. Ich
glaube nicht, daß man über solche Zustände
einfach hinweggehen kann, wo man Leute, die
ein Vellbrechen begangen hahen, ganz einfach
freiläßt

Nun zu einer and1eren Sache. Von der Möd
linger Kommandantur werden Wohnungen ver
geben, aher nicht nur an Mitglieder einer
Besatzungsmacht, sondern auch an Zivil
personen, die mit einem Mitglied der Be
satzungsmacht befreundet sind. (AbR'. Du
bovsky: Wie war das in Oumpoldskirchen?J
Ja, ich werde gleich daraufikommen. Obwohl
sehr viele Familien beim Einmar:sch der Be
satzungstruppen in kurzer Zeit, z. IB. inner
halb von zwei IStund'en, ihre 'Wohnung räumen
mußten, haben sie diese trotz ihrer Freigahe
bis heute nicht mehr b~kommen. So hat ein
ganz jUl1!ger Mensch, der am Sonntalg erst ge
heiratet hat, eine so1che Wohnung 'bekommen.
leh -gönne sie ihllll, er braucht sie auch, aber
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nicht so dringend wie der, der vier und fünf
Kinder hat und illJ einem Schupfcn wohnen
muß. Die Wohnung wurde vergebcn, wir habcn
zwar Einspruch erhobcn, aber es hat nicht",
genützt.

Jetzt komme ich zu ,dem fall Gumpolds
kirchen, den der Hei-r Abg. Dubovsky ange
zogen hat. Es handelt sich hier um einen
Herrn, der während der Nazizeit Ortsgruppen
leiter war. Es ist der Herr Reinisch. Dieser
Mann ist zwar Mitglied der Kommunistischcn
Partei, aber VdU-Wähler. (Zwiscllenrute bei
dl'll Linkssozialisten.) Reg' dich nicht auf,
Dubovsky, ich sage das deshalb, weil der I-krr
Abg. Owner dcn fall dies VdU angewgcn hat.
Das ist auch ein solcher VdU-Fall. Ich kann
Ihnen beweisen, daß Nachbarn des Herrn Rei
nisch, ehemaJi.ge Nationalsozialisten, vor ku r
zem, als der Herr Reinisch hei ihncn war und
sie ersucht hat, sie mögen ihm ein gutes Zeug
nis aUSIstellen, erklärt haben, daß dieser Herr
gesagt habe, sein Mitgtiedsbuch der Kommu
nistischen Partei habe keinen Bezug, denn er
sei nach wie 'vor noch der Mann, der er unter
HitleI' war. Mit diesem Reinisch soll nun eilt
Nichtfas-chist seine Wohnung teilen. Ich ikann
,dem Herrn Abg. DUlbO'vSiky sagen, daß dic
Arbeiterschaft von Oumpoldskirchcn und Gun
tramsdorf stark ;genug ist, um den Mann an
die Luft zu befördern. Daß ein Ortsgruppcn
leiter, von ,dem Photographien aufliegen, wo er
in SS-Unifonn abgebildet ist, mit einem wirk
lichen Österreicher die Wohnung teilcn muß.
da täuschen Sie sich, meine Herren !

Wcnn heute von den Vertrdern des Links
blocks behauptet wurde, daß der Marshall
Plan den Untergang der ästerreichischen
Arbeiterschaft bedeut,et, daniIl kann man es nU1
bedauern und sich wundern, daß beim Leih
und Pachtgesctz nicht ebenso geschriecn wurdc
wie heim Mar,shall-Plan. (Zwisclll'llrute bei
dl'll Linkssozialistm.) Damals haben die
Herren aber das Leih- und Pachtgesetz ge
braucht. Ich glaube nicht, daß unter dem
Regime Ro'Üsevelts ein kommunistisches Ame
rika dieses Leih- und Pacht,geset,z gemacht hat.
Heute aber bezeichnet man dieses gleiche
Amerika als antikommunistisch, weil es mit
dem Marshall.,Plan das öst'erreichischc Volk
aus a11 &einen Betl'lübnisscn, seiner Not und
seinem Elend' herausgeholfen hat. (Abg. Endl.
Die Erbsen!) Auch bezeichnen dies gewisse
Herren aIs eine Schande. Wenn das einc
Schande sein soH, ,dann bedaure ich diese
Herren.

Die Herren Abgeordnetcn iDubovsky und
Oenner lade ich ein, mit mir 'nach Müdling zu
fahren und' sich die Zustände dort anzu
schauen. Böse Zungen behauptcn, daß ,die
Besatzungsmacht alle Mitgl,ieder der Sowjet-

union in Mödlin'g als Chauffeure ausbildet.
ßei uns in Österreich ist es so, daß ein f ahr
schüler schon in 14 Tagen Chauffeur werden
kann, während es in Mödling viel länger
dauert. Was die BevMkerung dort durc'h diese
fahrschulen mitzumachen hat,i,st unbeschreib
lich. Die Mitglieder der Kommunistischen
Partei in Mödling setzen sich angeMich bei
der Stadtkommandantur immer für die Ar
heiter ein. Ich frage nun diese Herren, die
vorgebcn, immer für die Arbeiter zu sprechen,
ob es wirklich notwcndig ist, daß der Arbeiter,
der um 4 Uhr aufstehcn muß,um seine Arbeits
stätte in Wicn oder Wiener Neustadt zu er
reichen, um 12 Uhr nachts noch kein Auge
,'chJi,eßen kann, weil ,die Schüler der fahrschul1e
11 nunterbrochen reversieren - das machen sic
besonders Igern - und so die 'ganze Bevöl
kerung des Schlafes berauben. Das sind Zu
stände, die in den rRandgemeinden zur Uner
träglichkeit geworden sind.

Ich bitte daher die nö. Landesregierung und
alle ,drei Parteien dieses Hohen Hauses, die ja
den Antrag unterschrieben haben, den g;egen
wärtigen unhaltbaren Zustand der Rand
gemeinden endlich einer Klärung zuzuführen.
Herr Abg. Vesely hat gesagt, daß im nächsten
fr:ühjahr Gemeinderatswahlen durchgeführt
werden sollen. Glauben Sie, daß das unter den
geschilderten Verhältnissen möglich sein wird?
Die Randgemeindenfrag'e muß eine endgültige
Lösung finden und dazu wüd es notwendig
sein, daß wir etwas mehr Zivilcourage zei1gen,
damit diese unleidliche Sache einmal hereinigt
wird.

Bei der Beratung des vorliegenden Antrages
möchte ich daher die innigste Bitte ausspre
chen, das Randgemeindcnproblem nicht mehr
aus den Augen zu verlieren, sondern mit allem
;'\) achdruck zu vertreten und einer baldigen
Lösung zuzuführen.

PRÄSIDENT: Zum Worte gelangt der Herr
Abg. Du b 0 v sk y.

Abg. DUBOVSKY: Meine Damen und
I-Ierren' Die frage der Randgemeindcn ist
schon 'Von allem Anfang an unter einem un
glücklichen Stern gestanden. Schon die Tat
sache, daß man seincrzeit ohne Befragung der
Bevölkerung einfach vom grünen Tisch hinweg
entschieden hat, ,daß diese und jene Gemeinden
nach Niederöstern~ich zurückkehrcn sollen,
während die andercn Gemeinden bei Wicn ver
bleiben sollen, beweist das. Die Bevölkerung
wurde auch nicht darüber 'gefragt, ob sie nach
Niederösterreich zurückkommen oder ob sie bei
Wicn verbleiben will. Ein demokratisches
Grundrecht wäI'e es hier gewesen, die Bevöl
kerung in erster Linie darüber entscheidcn zu
lasscn, welchem Bundeslande sie in Zukunft



Landtag von NiooerÖtS't,err'ei'dh. I. Session der V. Wahllpefliodie. 4. Siit~ung ,am 14. Dezember 1949. 57

angehören will. Die ,sache Ii,st weiter noch da
durch 'Verschlechtert worden, daß auf Grund
des Potsdamer Abkommens Wien mit den ur
8Iprünglichen Grenzen des Jahr'es 1938 hätte
wieder hergestellt werden sollen. Damals hät
ten unsere - und nur unsere - maßigebenden
Stellen die Änderung entweder so durchführen
müssen daß man alle di,ese Gemeinden dauernd,
bei Groß-Wien belassen hätte oder daß man
sie r,esHos wieder nach Ni'ederösterr'eich ein
g,egliedert häUe. Auf diese Weise wäre der
ganze Besatzungskonflikt ,überhaupt nicht ent
standen der darin besteht, daß Gebietst,eile, die, . ' .
heute von einer B,esatzungsmacht besetzt smd,
bei der Durchführung dieses Gesetzes in den
Ber,eich einer anderen Besatrzungsmacht über
gehen.Hier 'hätte bei unseJ1en ,zuständigen
Stellen eben der notwendige politische Weit
blick vorhanden sein müssen, um die Situation
r,echtzeiti,g zuerkennen. Er war aber nicht 'Vor
handen und darunter leiden nun 200.000 Ein
wohner der Randgemeinden.

Die Sache ist aber noch viel weiter gegangen.
Mä dem russischen Hochkommissar wurden
schon eini'g'e Verhandlungen abgehalten; bei
der letzten Verhandlung ist dort sohon ganz
konkret erklärt worden, daß es hier einen Aus
weg gibt, indem man bestimmte Gemeinden, die
in den Be11eicheincr Besatzung faUen, dem
Bezirksvorsteher des betreffenden Gebietes
unterstellt. Damals wurde zu,gesagt, daß in
dem Moment, wo diese Maßnahmen getroffen
sind, auch das bezügliche Gesetz die Zustim
mung erhalten wird. Mir is,t aber bis heute
noch nicht bekannt, ob der Bürg'ermeister 'VOll
Wien bereits berichtet hat, daß diese Maß
nahmen getroffen ,sind. Ich bin davon 'Über
z'eugt, daß in dem Moment, wo dieser Bericht
eintreffen wird, in dem Moment, wo die beiden
Landesregierungen mitteilen wenden, daß diese
Veflwaltungsverteilung stattgefunden hat, auch
das ganze Rand@emeindenproblem gelöst sein
wird.

Bei dieser frage ist es aher in den vergan
genen vier Jahren in Wirklichkeit ja um etwas
ganz anderes 'gegangen. In diesen vier Jahren
ist es darum gegangen - der Ahg. Buchinger
hat das mit ,seinen Heden immer wieder be
Wliesen - die Randgemeindenfrage als einen
wiHkommenen Anlaß zur Stellungnahme gegen
eine B,esatzungsmacht zu benützen. Sie war
in Wirklichkeit nur ein Anlaß, um eine Russen
hetz.e vom Stapel zu lassen. nie Not der Rand
gemeinden war mithin nur ein Anlaß, um
daraus polWsohes Kapital ,schlagen zu können.
leh würde Ihnen, meine Herren, nur empfehlen,
die Reden des Ahg. Buchinger zur frage der
Randgemeinden nachzulesen, und da werden
Sie sehen, daß sie wie ,ein Ei dem anderen
gl~iC'hen. Zur Sache selbst möcMe ich nur

sagen, daß die Bevölkerung natürlich unter
jeder !Besatzungsmacht leüdet, ganz :gleioh
gü·!tig, ob 'es ru,ese oder jene Besatzungsmacht
ist. Die Einquartierung irgendeines M'ilitärs,
selbst des ei,genen, ist ,ehen keine angenehme
Geschichte, weil die B,evölkerung darunter
l,eidet. Nichtsdestoweniger ist aber doch ein
hißcheoein Untenschied zwischen den einzelnen
Besatzungsmächten zu machen. (Zwischenruf:
Das glaube ich!) Ich sowie der Her,r Landes
hauptmann Reifher undalleandieren Herren,
die hier sitzen und aus dem Konzentr,ations
lager gekommen sind, 'verdanken das nur der
rus,sischen Besatzullgsmacht und !keiner
anderen! Der Herr Buchinger, der lIeute hier
das Maul so aufigerissen hat, wär'e unter den
amerikanischen Bomben längst zugrunde
ge:gangen, wenn nioht ,russische Soldaten für
unsere B,efreiung, für die zu kämpfen 'er selbst
zu feig gewesen ist, ihr Leben hingegeben
hätten. Das ,gilt auch für ,alle neuen Abgeord
neten dieses Hauses, auch <für Herrn Abgeord
neten Wenger, der heut,e g,la'ubte, die alte
Walze auf einem neuen Grammophon Isp,ielen
zu können. Wo war er die ganze Zeit? Wo ist
er nur gesteckt,als Österreich die Leute not
wendig gebraucht hätte, die heute den Mut
haben, gegen die Sowjetunion aufzutl1eten?
Wo waren sie also damals alle? Wir haben
sie alle nioht !getmffen! Wenn man alten
freunden auf der Straße 'beg~gnet iS1t, so sind
sie ausgewichen, 'Ums IEök gegangen oder- in
eine andere Straße eingebogen, um nur ja nicht
mit uns in Kontalkt zu kommen! Man hätte
ja sonst vielleich t den Posten in i~gendeiner

Ver,sicherungsanstalt oder anderswo riskiert
und wär,e vielleicht sogar in den Vemaoht ge
kommen,gleichfaHs gegen den if aschismus zu
kämpfen. In di'esem falle wärie es immerhin
ja auch müglich gewesen, eingesperrt zu wer
den oder ,gar das Leben hi'nigeben zu müssen.
Heute sitzen wir aber dank der ausschließ
lichen Leistung der SOWljetarmee hier und
können das Geschiok des niederösterreichischen
Volkes entscheiden. Und darin besteM der
große Ulltersehied zwischen den Besatzungs
mächten.

PRÄS,IDiENT: Zum Worfe gemeldet ist
Herr Abig. JE l' nec ke r.

Ahg. ,ERNECKER : Hohes Haus! Gestatten
Sie auch mir als einem Vertreten der Rand
gebiete, daß. kh zu dies1em Antrag einige Worte
verliere. Es tut mir als Mitunterzeichner des
Antrag,es wirklich ,leid, daß di'ese Debatte jetzt
ganz unsachlich geworden ist. (Lal7Jdesrat
Genner: Das ist nicht unsere Schuld. Alle drez
Parteien haben den Antrag unterschrieben! __
Zahlreiche Zwischenrufe. - Der Präsident gibt
das Glockenzeichen.) nie Frage der Rand-
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gebiete ist ,eine brennende frage. Die Men
schen, die in diesem Gebiet wohnen, leidcn sehr
darunter. Ich möchte 'hier dem Hohen I-Iause
nur einige Beispiele 'vorbringen, wie sich die
Zustände draußen bei uns gestalten.

Wie ist es vefiwaltungsmäßig? Ein Bezirk
hat eincn Bürgermeister, eine Gemeindever
tretung und Stadträte, der andere Bezirk hat
einen BezirkSivorsteher mit Stellv'ertreter und
wieder ein anderer Bezirk hat überhaupt nur
einen Bezirrksvorsteher allein, der vollkommen
seihstherrlich schaltet und waltet. Wo bleiben
hier die demokratischen Einrichtungen, die die
demokratischen Bezirke 1 bis 21 in Wien
haben? Wir haben weder eine niederiöster
r-eichische Ver1waltung noch eine Wiener Ver
waltung .in irgendeiner ,form.

Wie steht es mit den Steuerleistung,en? Man
muß wirklicih unparteiisch zugeben, daß gerade
mein Bezirk, der Bezirk Schwechat, mit seiner
großen Industrie tatsächtic'h ein guter Steuer
faktor für die Gemeinde Wien ist. Wir wollcn
die Leistungen der Gemeinde Wien nicht ab
streiten und wollen nicht sagcn, daß in den
vier Jahren nichts gemacht wurde. Aber
immerhin haben wir heute keine Wohnungsneu
bauten wie in den Bezirken 1 bis 21, obwohl
Sc'hwechat sehr stark bombengeschädigt ist
und daher unt'er einer großen 'Wohnungsnot
leidet. Die Stral3<enbautcn, die im Bezirk
Schwechat bis 1938 vorbildlich waren, sind
heute zum großen Teil in desolatem Zustand.
Ein Vertreter der Gemeinde Wien hat vor
einiger Zeit hetont, daß die Gemeinde sehr viel
für die -Randgemeinden glemacht habe, und hat
da besonders auf ,die neu errichteten Brücken
hingewiesen, die ibeim Abzug der Nazi durch
das deutsche Militär gesprengt wurden. Ich
möchte dem Hohen Hause hierzu sagen, daß
die Neuerrichtung dieser Brücken ja eine Not
wClJidigkeit für die IGroßstadt 'Wien war, da
Schweühat Durchzugsgebiet vom Burgenland
herauf ist. Auf welchem Wege hätte man deHn
die Wiener Bevölkerung vensorgen könnl'll,
wenn man nicht in erster ,linie ,die !Brücken in
Schwad'orf oder fischamend hergerichtet hätte?
Wir ,geben zu, ,die Gemeinde Wien hat für uns
etwas gemacht, aber gerade für dCll Schwe
chater Bezirk nicht sO'viel, als sie an Steuer
leistungen 'herausgeholt hat.

Es freut mich, daß der heute vorliegende
Antrag von allen ,drei Part6ell' unter,zeichnet
wurde. Ich :habe aber ein flugblatt der Kom
munistischen Partei aus dem Jallre 1945 vor
mir, in dem geschricbCll steht, daß die An
gelegenheit mit der Abtrennung der 'Rand
gemeinden nur aus parteipolitischen Gründen
der ÖVP durchgeführt werden soll. So ist die
Sache wieder nicht. Es freut mich,daß die
Kommunistische Partei heute einen anderen

Standpunkt einnimmt und Clbet1f:aUs für den
Antrag stimmt. (Abg. Dubovsky: Auch sehon
im jahre 19451)

Ich würde die Landesregierung bitten, daß
sie alles unternimmt und alle Schritte heim
Alliierten-Rat veranllaßt, damit enldihch die
BevÖ'lrkeru,ng der Randgebiete zu ihr-em Recht
kommt. Ich bitte das Hohe Haus, dem Antrag
die Zustimmung zu geben. (Beifall bei der
Volkspartei.)

PRÄSIDENT: Zum Worte .gemeldet ist
Herr Landeshauptmannst'ellvertreter Pop p.

Landeshauptmannst:e11'vertreter POPP: Hohn
Landtag! !Der Antrag wurde einvenständlich
von allen drei Parteien dieses Hauses ,eing'e
bracht, z'weifellos in der M,einung, daß die
endliche Bereinigung eine absolute wirtschaft
liche Notwendi:gkeit für die gesamte Bevöl
kerung dieses Gebietes ist. -Ich darf wohl
sagen, das glauben wir a1'le ohne Unterschied
der Padei. Ich bin daher der Mei'nung, ,daß die
ßetrachtung dieser fwge 'von sonstigen poli
tischen Erwälgungen überhaupt losgeJ.öst we'r
den süllte. In einem gehe ich dem IHerrn Ab
geordneten Dubovsky recht. Grundsätzlich
hätten wir Niederösterreicher uns nämlich auf
den Standpunkt ,z'U steHen, daß die Wiederher
stellung d~s alten Zustandes, so wie er vor
1938 war, von uns zu verlangen gewesen

I wäre. Bei den Besprechungen wur,de auch von
seiten Niederösterreichsaner:kannt, daß man
gewissen städtebaulichen Notwendigkeiten und
Verkehrsnotwendigkeiten ,der Großstadt Wilen,
die sich ja ausdehnen muß, Rechnung tragen
soll. Es wurde daher auch einvernehmlich von
den Vertretern bei'der Länder ein gemeinsamer
Oesetzest'ext für ein Verfassun,gsgesetz ent
worfen, das Trennungsgesetz oder, wenn ,Sie
wollen, Grcnzberichti,gungsgesetz heißen sollte.
DieSIer Gesetzesentlwurf wurde dann im Natio
nah'at und ;in den beiden ILandtagen gleich
lautend beschlossen.

Worum es geht, meine Damen 'Und HeHen,
ist, daß dieses Gesetz bis zum heutigen Tage,
da es ein VerfassungsgeSietz ist, nicht die not
wendige Zustimmung des hohen Alliiertet)
Rates bekommen hat. Meiner Meinung nach
hat das gesamte Handgemeindengebiet mit der
f rage der Zoneneinteilung sehr wenig zu tun
Es handelt sich um ganz kleine Gebietsaus
schnitte, nicht einmal um ganze Gemeinden,
und meines Wissens hat s.ich ,der Herr Bürger
meistervon Wien nicht erst heute und in den
letzten Wochen, sündern scholl' seinerzeit bereit
erklärt, diese Jd,ei'1len Gehietsausschnitte, bei
welchen die Zo'nen der Besatzungsmächte
durch die 'Rückgliederung eine Änderung er
fahren würden, den Bezirken milt der bisherigen
Besatzungsmacht zu untersteHen. Ich glaube

I
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also, die formalen Voraussetzuilligien wären
gelöst. Wir können dankenswerte'rweise auch
fes~Sitellen, daß sich bei einer gemeins1amen Aus
sprache auch di,e Vertreter unser,er Besatzungs
macht hereit erklärt hahen, zuzustimmen, daß
das Randgemeindenpwblem endgüHig gelöst
werde. Der heuhge Appell &011 den Zweck
haben, daß wir in absehbarer Zeit zur Bereini
gung dieser frage kommen. Am schönsten
wäre es ,gewesen, wenn es für die Ra'n1dgemein
den 'ein Ohrisrkiindilgeworden wäre, so daß
man die Ausein.anderlegung mit 1. Jänner 1950
hätte dUTchfiÜhren können. PmkÜrsch ist es
nämlich so, daß man diese Gebiete aus Grün
den der Zwedkmäßig'keit der Verwaltung nicht
ümerhalb eines Jahres auseinanderreiß1en kann,
sondern daß man einen J ahresabschlußab
warten muß, um steuer'liche 'und sonstige
Fragen rzu hereini,gen.

Wir dJüJ.1fen uns niClht täuschen, es werden,
wenn wir auch formell 'ein Gesetz haben, noch
viele Fragen wirtschaftlioher Natur ,end~ülüg

zu bereinligen sein. Da:punter fallen die Rück
gabe des seinerzeit 'Von den Randgemeinden
eingebrachten Vermögens, weiter di'e Klärung
der frage, inwi'eweit Investitionen der Ge
meinde Wien ,aus den lauf,enden tSteuer;geldern
nur für momentane Erfordernisse gemacht
wurden und inwieweit iDauerinv'estitionen ge
tätigt ,wurden, die wieder unter Umständen
eine Belastung der neuen seihständigen Ge
meinden darstellten. Sie 'sehen, das sind alles
sachlliche Probleme. Wenn man sie ,ernsthaft
erörtert, dann glaube ich, wird die Bevöl
kerung in den Gemeinden draußen ohne Unter
schied das Interesse Ihaben, die wirtschaftliche
Auseinandersetzung in einer Art und Weise
durohzufühl'en, die dem Schwebezustand, der
den Gemeinden als Niemandsland -:... hier
Wien, hi,er Niederösterreich - nur zum Scha
den g,ereicht, 'ehestens ein 'Ende hereitet.
Manchmal werden diese Sachen gegeneinander
ausgespielt, die Dinge r'eiben s.ich anei'nander.
Wir lhaben aber einen V,erw:altungsaussClhuß,
der dieses unleidHche ProMem zu lösen hat,
und wir hoHen, daß der heute 'vorliegende An
trag mit dazu beitragen wird, das Rand
gemeindenpfOlblem ehestens zu bereini,g'en. (Bei
fall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Die 'RedIl!erlis.te ist 'erschöpft,
der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort.

Berichterstatter Abg. VESELY (Schluß
wort): Ich erMicke als 'P'OsiHves Element der

Aussprache die Vel'sicherung des Herrn Ab
g'eoDdneten iDubovsky, daß die russische Be
satzungsmacht sofort geneigt w,äre, dem Gesetz
die Zustimmung zu ,gehen, wenn der rBür,ger
meister von W,i'en entsprechendIe V'Orschläge be
z,üglich der umstriUenen kleinen Gebietsziipfel
erstattet. Ich bin überzeug,t, ,daß der Bürger
meister 'von W,ien dies sofort tun wird. Wenn
di,ese formalität erledigt sein wird, können wir
nach den Ausfühmng,en des Herrn Abg. Du
bow,ky h'OHen, in absehbarer Zeit 'VieUeich I.
doch 'zur Lösung des Randgemeindenpmb'1ems
zu kommen.

,Ich bitte !Sie um die Annahme des vorliegen
den Antfla,ges.

PRÄSIDENT (Abstimmung- Gegenprobe):
Der Antrag ist ,einstimmig a ng e n.Q m m e n.

Somit ist die Tag'eso'rdnung der heutigen
Sitzung erledi,gt.

In fünf Minuten findet eine 'vertrauliche
Sibung des Landtages statt.

Die nächste Si,tzun,g wird im schriftlichen
Wege bekanntigegeben werden.

Hohes Haus! B,evor ich die iSitzung schließe,
fühle ich mich verpHichtet, anläßlicih der
letzten Sitzung des iheurigen Jahres den ver
ehrten Mitgliedern des Hohen Landtages recht
frohe Weihnachtsf'eiert,age 'und ein recht glück
liches Neu.j,ahr zu wünschen. Ich !gebe der
Hof:fnung Ausdruck, daß uns das Jahr 1950
die endgültige :freiheit für 'UIliser Land bdl1lgen
wird, wie das heute in den Ausführungen ein
zelner Herr'en Abgeordlnet'en mehrfach zum
Ausdruck get~Qmmen ist.

In diesem Slinne entbiete ich Ihnen nochmals
meine herzlichsten Grüße und GliÜokwünsche
und hoHe auf ei'ne gedeilhliche Zusammenarbeit
im J,ahre 1950! (Beifall im ganzen Hause.)

Herr Ahg. Z ach hat das WO'flt.
Abg. ZACH: Ich danke dem Herrn Präsi

denten für seine herzlichen Glückwünsche und
möchte auch ihm und s'einer famil.i,e recht
gesegnete Weihnaoht,en und ein glückliches
Neu.jahr 1950 wriinschen.

Ich hoffe, daß er im Jahre 1950 solchen
Sitzungen präsidieren wil'd, wo wirikl<ich einmal
gute,~ür die gesamte Bevölkerung freuden
reiche Beschlüs,se gefiaßt werden! (Allgemeiner
Beifall.)

PHASliDENT: iDi'e Sitzung ist geschlossen,

(Schluß der Sitzung um 19 Uhr 35 Min.)


